Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Dezember 1954 

6 — 50103 — 2770/54 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende idi den 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1955 
(Haushaltsgesetz 1955) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. Die Entwürfe des Gesamtplans 
und der Einzelpläne''*) des Bundeshaushaltsplans 1955 sind diesem 
Schreiben als Anlagen beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 132. Sitzung am 3. Dezember 1954 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu vorbezeichnetem 
Gesetzentwurf der Bundesregierung Stellung genommen. Seine Be- 
merkungen, Empfehlungen und Änderungsvorschläge sind zusam- 
men mit der Stellungnahme der Bundesregierung dazu in synopti- 
scher Darstellung als Anlage 2 beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


*) Einzelpläne als Sonderdruck verteilt. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Feststellung des Bundeshaushaltplans 
für das Rechnungsjahr 1955 (Haushaltsgesetz 1955) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

§ 1 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1955 wird in Einnahme und Ausgabe auf 

27 783 682 600 Deutsche Mark 

festgestellt, und zwar 

im ordentlichen Haushalt auf 

26 194 823 100 Deutsche Mark 
an Einnahmen 

und auf 

26 194 823 100 Deutsche Mark 
an Ausgaben, 

im außerordentlichen Haushalt auf 

1 588 859 500 Deutsche Mark 
an Einnahmen 

und auf 

1 588 859 500 Deutsche Mark 
an Ausgaben. 

§ 2 

(1) Innerhalb der einzelnen Kapitel kön- 
nen bei Bedarf verwendet werden (gegen- 
seitige Deckungsfähigkeit): 

1. Einsparungen bei Titel 104 a zur Ver- 
stärkung der bei Titel 104 b veranschlag- 
ten Mittel und umgekehrt; 

2. Einsparungen bei Titel 201 a zur Ver- 
stärkung der bei Titel 201 b veranschlag- 
ten Mittel und umgekehrt; 


3. Einsparungen bei Titel 207 a zur Ver- 
stärkung der bei Titel 207 b veranschlag- 
ten Mittel und umgekehrt. 

(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel köxmen 
bei Bedarf verwendet werden (einseitige 
Deckungsfähigkeit) ; 

1. Einsparungen bei Titel 101 zur Verstär- 
kung der bei Titel 103 und Titel 104 
veranschlagten Mittel; 

2. Einsparungen bei Titel 103 zur Verstär- 
kung der bei Titel 104 veranschlagten 
Mittel; 

3. Einsparungen bei Titel 106 zur Verstär- 
kung der bei Titel 107 veranschlagten 
Mittel; 

4. Einsparungen bei Titel 205 zur Verstär- 
kung der bei Titel 204 veranschlagten 
Mittel; 

5. Einsparungen bei Titel 108 zur Verstär- 
kung der bei Titel 217 veranschlagten 
Mittel. 

(3) Gegenseitig deckungsfähig sind die 
übertragbaren Mittel folgender Titel, und 
zwar nach den jeweiligen Haushalts vermerken; 

Kapitel 10 02, Titel 531 und 662 

Kapitel 10 02, Titel 532 und 663 

Kapitel A 10 02, Titel 531 und 604 

Kapitel A 12 02, Titel 535, 601 und 891 
Kapitel 12 03, Titel 304 und 

Kapitel 12 04, Titel 304 
Kapitel 32 05, Titel 680 und 681 

Kapitel 60 02, Titel 530 und 600 

Kapitel A 60 02, Titel 531 und 601. 
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(4) Nach den jeweiligen Haushaltsvermer- 
ken können von den übertragbaren Mitteln 
verwendet werden: 

1. Einsparungen bei Kapitel 25 01 Titel 602 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 01 
Titel 534 veranschlagten Mittel; 

2. Einsparungen bei Kapitel A 25 01 Titel 530 
zur Verstärkung der bei Kapitel 25 01 
Titel 620 veranschlagten Mittel; 

3. Einsparungen bei Kapitel A25 01 Titel 832 
zur Verstärkung der bei Kapitel A 25 01 
Titel 830 veranschlagten Mittel. 

(5) Die Ausgabemittel des Kapitels 09 05 
und des Kapitels 09 05 a sind nach den be- 
sonderen Haushaltsvermerken dieser Kapitel 
gegenseitig deckungsfähig. 

(6) Die Ausgabemittel des Einzelplans 35 
sind nach den besonderen Haushai tsvermer- 
ken dieses Plans deckungsfähig. 

§ 3 

Die örtlichen Sonderzuschläge von 3 vom 
Hundert des Grundgehalts, die bisher ge- 
währt wurden, werden den Beamten des 
Bundes und der in Artikel 130 des Grund- 
gesetzes bezelchneten Verwaltungsorgane und 
Einrichtungen sowie den entsprechenden 
Empfängern von Versorgungsbezügen weiter- 
gewährt. Bei der Bemessung des örtlichen 
Sonderzuschlags rechnet außer den ruhe- 
gehaltfähigen und unwiderruflichen Stellen- 
zulagen auch die ruhegehaltfähige Zulage, 
die den Im vorstehenden Satz bezelchneten 
Personen nach § 7 oder § 8 des Dritten Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung des Be- 
soldungsrechts vom 27. März 1953 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 81) und den dort angeführten 
Vorschriften gewährt wird, zum Grundgehalt. 

§ 4 

(1) Über die letzten 10 vom Hundert der 
Bewilligung für Sachausgaben und für all- 
gemeine Ausgaben darf nur mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen verfügt 
werden. 

(2) Verfügungen über Ausgabemittel, die 
bei einzelnen Titeln des Haushaltsplans als 
gesperrt bezeichnet sind, sowie über die Aus- 
gabemittel des außerordentlichen Haushalts be- 
dürfen der Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
die Inanspruchnahme von Mitteln für be- 
stimmte Ausgabetitel oder für Gruppen von 
solchen von seiner Zustimmung abhängig 
machen, soweit die Entwicklung auf der Ein- 
nahme- oder der Ausgabeseite es erfordert. 


S 5 

Übersteigt bei einem Einnahmetitel der 
Betrag der tatsächlichen Einnahmen den 
Haushaltsansatz und können auf Grund 
eines Haushaltsvermerks bei einem über- 
tragbaren Ausgabetitel in Höhe dieser Mehr- 
einnahmen Ausgaben geleistet werden, so 
dürfen, abweichend von § 73 der Reichs- 
haushaltsordnung, die Beträge solcher Mehr- 
einnahmen, die bis zum Schluß des Rech- 
nungsjahres für die Zwecke der Ausgabetitel 
nicht verwendet worden sind, in der Haus- 
haltsrechnung als Ausgaberest und zugleich 
als Mehrausgabe nachgewiesen werden. 

§ 6 

Bei Anwendung des § 30 a der Reichs- 
haushaltsordnung ist der Betrag von 30 000 
Deutsche Mark durch den Betrag von 50 000 
Deutsche Mark zu ersetzen. 

§ 7 

(1) Wird ein planmäßiger Beamter im 
dienstlichen Interesse des Bundes mit Zu- 
stimmung seiner obersten Dienstbehörde bei 
einer öffentlichen internationalen oder supra- 
nationalen Organisation unter Wegfall der 
Dienstbezüge länger als ein Jahr verwendet 
;md besteht ein unabweisbares Bedürfnis, die 
Planstelle des Beamten neu zu besetzen, so 
kann der Bundesminister der Finanzen für 
diesen Beamten im Einzelplan der abgeben- 
den Dienstbehörde eine Leerstelle der bis- 
herigen Besoldungsgruppe des Beamten mit 
dem Vermerk „künftig wegfallend" aus- 
bringen. 

(2) Wird der Beamte wieder im Dienste 
des Bundes verwendet, Ist er in eine freie 
oder in die nächste freiwerdende Planstelle 
seiner Besoldungsgruppe bei seiner Verwal- 
tung einzuweisen; mit der Einweisung fällt 
die Leerstelle weg. Bis zur Einweisung in 
eine freie Planstelle ist er auf der Leerstelle 
zu führen, wenn er nicht In eine andere freie 
Planstelle seiner Besoldungsgruppe einge- 
wiesen werden kann; solange er auf der Leer- 
stelle geführt wird, dürfen, soweit notwen- 
dig, die hierdurch entstehenden Mehraus- 
gaben abweichend von §33 Abs. 1 der Reichs- 
haushaltsordnung ohne besondere Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen über 
die Ansätze des Haushaltsplans hinaus ge- 
leistet werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
ferner mit Zustimmung des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages im Einzel- 
plan der zuständigen Dienstbehörde Plan- 
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stellen für Beamte ausbringen, deren Verwen- 
dung demnächst bei einer bestehenden inter- 
nationalen oder supranationalen Organisation 
beabsichtigt ist, Für den Fall, daß Ersatz für 
Beamte gewonnen werden soll, die in Zu- 
kunft bei einer bestehenden oder erwarteten 
Organisation dieser Art verwendet werden 
sollen oder die durch Teilnahme an inter- 
nationalen oder supranationalen Konferenzen 
länger als ein Jahr an der Erfüllung ihrer 
dienstlichen Aufgaben verhindert sind, kön- 
nen auf die gleidie Weise Planstellen ausge- 
bracht werden. Von der Einholung der Zu- 
stimmung des Flaushaltsau schusses darf nur 
abgesehen werden, wenn die Maßnahme kei- 
nen Aufschub duldet; in diesem Falle ist der 
Haushaltsausschuß unverzüglich zu unter- 
richten. 

(4) Über den weiteren Verbleib der durch 
den Bundesminister der Finanzen ausge- 
brachten Planstellen ist in dem nächsten 
Haushaltsplan zu entscheiden. 

§ 8 

(1) Die Deutsche Bundespost wird ver- 
pflichtet, die im Rechnungsjahr 1955 fälligen 
Zinsen für die Ausgleichsforderung zu über- 
nehmen, die der Postsparkasse auf Grund 
von § 10 der Zweiten Durchführungsverord- 
nung (Bankenverordnung) zum Dritten Ge- 
setz zur Neuordnung des Geldwesens (Um- 
stellungsgesetz) gegenüber dem Bund zusteht. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost werden verpflichtet, ein 
Drittel von den Im Rechnungsjahr 1955 
fälligen Zinsen für die Ausgleichsforderung 
zu übernehmen, die der Bank deutscher Län- 
der auf Grund von § 10 der Zweiten Durch- 
führungsverordnung (Bankenverordnung) 
zum Dritten Gesetz zur Neuordnung des 
Geldwesens (Umstellungsgesetz) gegenüber 
dem Bund zusteht. Das zu übernehmende 
Drittel wird im Verhältnis 3 : 2 auf die 
Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bun- 
despost aufgeteilt. 

(3) Soweit die Deutsche Bundesbahn und 
die Deutsche Bundespost nach den Absätzen 1 
und 2 zur Übernahme von Zinsen verpflich- 
tet werden, sind die Zinsverpflichtungen nur 
aus den Sondervermögen der Deutschen Bun- 
desbahn und der Deutschen Bundespost zu 
erfüllen. 

§ 9 

Bei der Übertragung von Aufgaben aus 
dem Geschäftsbereich eines Verwaltungs- 


zweiges in den Geschäftsbereich eines ande- 
ren können mit Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen die Mittel und Plan- 
stellen auf die neu zuständige Haushaltsstelle 
übertragen werden. Dem Haushaltsausschuß 
des E^utschen Bundestages ist dies mitzu- 
teilen. § 36 a der Reidishaushaltsordnung 
bleibt unberührt. 

§ 10 

§ 75 Satz 1 der Reichshaushaltsordnung 
wird im Rechnungsjahr 1955 nicht ange- 
wendet. 

§ 11 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur vorübergehenden Verstärkung 
der Betriebsmittel der Bundeshauptkasse 
Geldmittel im Wege des Kredits zu beschaf- 
fen, dessen Höhe den Betrag von 3 000000000 
Deutsche Mark nicht überschreiten darf. 

§ 12 

(1) Die dem Bundesminister der Finanzen 
durch § 13 Abs. 2 und 3 des Haushalts- 
gesetzes 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 541) er- 
teilte Ermächtigung zur Beschaffung von 
Geldmitteln Im Wege des Kredits zur Dek- 
kung von Ausgaben des außerordentlichen 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1954 bleibt 
bis zum 31. März 1956 wirksam. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
zur Deckung von Ausgaben des außerordent- 
lichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1955 
Geldmittel im Wege des Kredits beschaffen, 
dessen Höhe den Betrag von 1 568 359 500 
Deutsche Mark nicht überschreiten darf. 

§ 13 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung 
dieses Gesetzes erlassen. 

§ 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1955 in Kraft. 
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Begründung 


A. Vorbemerkungen 

Der Entwurf des Bundeshaushaltsgesetzes 1955 
entspricht im wesentlichen den Bestimmun- 
gen des Haushaltsgesetzes 1954. Auf Grund 
von Anregungen der Gesellschaft für Deut- 
sche Sprache ist versucht worden, die Formu- 
lierung sprachlich zu vervollkommnen. 

Weggefallen ist die im Vorjahr zum Aus- 
gleidi des Bundeshaushaltsplians getroffene Be- 
stimmung über eine vierprozentige Kürzung. 

B, Einzelbegründung 

Zu § 1 

Der Wortlaut des § 1 mit Ausnahme der 
Zahlen ist gegenüber dem Vorjahre unver- 
ändert. 

Zu § 2 

Die Vorschrift enthält wie im Vorjahre die 
Fälle der gegenseitigen und der einseitigen 
Deckungsfähigkeit von Haushaltsmitteln. Der 
Wortlaut ist sprachlich verbessert worden. 

Zu § 3 

Satz 1 ist mit Ausnahme sprachlicher Ver- 
besserungen gegenüber dem Vorjahr sachlich 
unverändert. Satz 2 ist neu und erläutert 
u. a., daß die vierzigprozentige Zulage bei der 
Berechnung des örtlichen Sonderzuschlags 
zu berücksichtigen ist. 

Zu § 4 

§ 4 des vorjährigen Haushaltsgesetzes regelte 
die vierprozentige Kürzung aller Ausgabe- 
ansätze des Plans des ordentlichen Haushalts. 
Die Erfahrungen nötigen dazu, von einer 
gleichartigen Vorschrift für das bevorstehende 
Rechnungsjahr Abstand zu nehmen. 

Der neue Text des § 4 übernimmt im Abs. 1 
die Bestimmung, die in den Haushaltsgesetzen 
bis 1953 alljährlich enthalten war. 

Die Bestimmungen in Abs. 2 und 3 sind be- 
reits als § 5 Abs. 1 und 2 im vorjährigen 
Haushaltsgesetz enthalten. 

Zu § 5 (im Vorjahr § 6) 

Die Vorschrift ist gegenüber dem Vorjahr 
sachlich unverändert. 

Zu § 6 (im Vorjahr § 7) 

Die Vorschrift Ist gegenüber dem Vorjahr 
sachlich unverändert. 


Zu § 7 (im Vorjahr § 8) 

Sachlich sind die gleichen Bestimmungen be- 
reits in § 8 des vorjährigen Haushaltsgesetzes 
enthalten. 

Abs. 1 ist sprachlich besser gefaßt. Neu vor- 
gesehen ist die Bestimmung, daß die Leer- 
stelle mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ 
zu bezeichnen ist. 

Abs. 2 ist In der Formulierung vervoll- 
kommnet. 

Die Bestimmungen in Abs. 3 und 4 sind be- 
reits als § 8 Abs. 3 und 4 im vorjährigen 
Haushaltsgesetz enthalten. 

Zu § 8 (im Vorjahr § 9) 

Die Vorschrift ist gegenüber dem Vorjahr 
unverändert. 

Zu § 9 (im Vorjahr § 10) 

Die Vorschrift ist gegenüber dem vorjährigen 
Haushaltsgesetz sachlich unverändert. 

Zu § 10 (im Vorjahr § 11) 

Im Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1955 läßt sich ebenso wie im Vorjahre 
mit Rücksicht auf den durch das Grundgesetz 
vorgeschriebenen Haushaltsausgleich (Art. 110) 
der rechnungsmäßige Fehlbetrag der Vorjahre 
nicht berücksichtigen. Der Bundesregierung 
erscheint es vertretbar, idle Vorschrift des 
§ 75 RHO für ein weiteres Rechnungsjahr 
außer Kraft zu setzen. 

Die Bestimmung des Vorjahres ist wiederum 
übernommen, wird aber für 1955 nur auf 
Satz 1 des § 75 RHO erstreckt. Diese Ände- 
rung ist sadilich keine Einschränkung der In 
Aussicht genommenen Maßnahme. 

Zu § 11 (im Vorjahr § 12) 

Die Vorschrift ist gegenüber dem Vorjahr 
sachlich unverändert. 

Zu § 12 (im Vorjahr § 13) 

Abs. 1 und 2 entsprechen mit Ausnahme der 
Zahlen und sprachlichen Verbesserungen den 
Bestimmungen des vorjährigen Haushalts- 
gesetzes. 

Zu § 13 (im Vorjahr § 14) 

Der Wortlaut dieser Vorschrift ist gegenüber 
dem Vorjahr sprachlich verbessert. 

Zu §.14 (im Vorjahr § 15) und 
Zu § 15 (im Vorjahr § 16) 

Die Vorschrift ist gegenüber dem Vorjahr 
sachlich unverändert. 
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Gesamtplan 

des 


Bundeshaushaltsplans 

1955 
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Gesamtplan des 


Kap. 

Bezeidmung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

2 

3 

4 

1 ^ 

01 01 

01 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 

Bundespräsident 




01 03 

Bundespräsidialamt 

10 900 

4 600 

15 500 


Zusammen .... 

10 900 

4 600 

15 500 

02 01 

02 

Deutscher Bundestag 

Deutsdier Bundestag 

75 900 

13 000 

88 900 

03 01 

03 

Bundesrat 

Bundesrat 

20 400 

2 500 

22 900 

04 01 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Bundeskanzler und Bundeskanzlei 

3 600 

4 000 

7 600 

04 03 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

25 200 

5 400 

30 600 

04 04 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die mit der Ver- 
mehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen 

3 300 

4 000 

7 300 

04 05 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die mit der Ver- 
mehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen — Außenabteilung Koblenz 

4 100 

2 000 

6 100 


Zusammen .... 

36 200 1 

15 400 

51 600 

05 01 

05 

Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 

18 100 

1 1 000 

29 100 

05 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

■ — 

— 

05 03 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

3 178 800 

200 000 

3 378 800 


Zusammen .... 

3 196 900 

211 000 

3 407 900 

06 01 

06 

Bundesminister des Innern 

Bundesministerium des Innern 

21 600 

7 000 

28 600 

06 02 

Allgemeine Bewilligungen 

200 400 

■ — 

200 400 

06 03 

Bundesverwaltungsgeridit in Berlin 

27 600 

— 

27 600 

06 04 

Der Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht in 
Berlin 

100 



100 

06 05 

Bundesdisziplinarhof in Berlin 

200 


200 
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Bundeshaushaltsplans 1955 Ordentlicher Haushalt 


Personal- 

Sadi- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

Überschuß 

Zuschuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

n 

12 

190 000 

100 000 

250 000 


540 000 


540 000 

639 600 

355 000 

— 

88 900 

1 083 500 

— 

1 068 000 

829 600 

455 000 

250 000 

88 900 

1 623 500 


1 608 000 

5 525 100 

3 061 000 

15 515 400 

338 700 

24 440 200 

— 

24 351 300 

844 800 

365 400 

181 500 

9 400 

1 401 100 

i 

! 

1 

1 378 200 

1 865 200 

469 300 

200 000 

446 300 

2 980 800 


2 973 200 

4 351 300 

1 048 000 

13 177 000 

1 209 300 

19 785 600 

— 

19 755 000 

4 169 200 

845 100 

700 000 

118 900 

5 833 200 

— 

5 825 900 

2 547 900 

826 100 

— 

68 300 

3 442 300 

— 

3 436 200 

12 933 600 

3 188 500 

14 077 000 

1 842 800 

32 041 900 


31 990 300 

14 898 000 

5 939 500 

165 000 

6 570 200 

27 572 700 


27 543 600 

- — 

— 

33 996 300 

— 

33 996 300 


33 996 300 

82 447 100 

17 195 000 

1 990 000 

13 708 000 

115 340 100 

— 

111 961 300 

97 345 100 

23 134 500 

36 151 300 

20 278 200 

176 909 100 

! 

173 501 200 

10 992 600 

1 446 600 

407 000 

296 500 

13 142 700 


13 114 100 

— 

— 

107 133 500 

5 630 200 

112 763 700 

— 

112 563 300 

1 692 000 

30? 000 

— 

111 100 

2 110 100 

~ 

2 082 500 

129 500 

20 400 



— 

149 900 

- 

149 800 

610 700 

129 900 


3 800 

744 400 


744 200 
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Kap. 

Bezeichnung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

2 

3 

4 ' 

5 

06 06 

Der Bundesdisziplinaranwalt beim Bundesdisziplinarhof in 
Berlin 

200 


200 

06 07 

Bundesdisziplinarkammern in Frankfurt (Main) 

25 800 

i 

25 800 

06 08 

Statistisches Bundesamt in Wiesbaden 

212 100 

2 000 ! 

214 100 

06 09 

Bundesamt für Verfassungsschutz in Köln 

64 600 



64 600 

06 10 

Bundeskriminalamt in Wiesbaden 

5 700 

2 000 

7 700 

06 11 

Bundesgesundheitsamt in Koblenz 

343 000 

■ 

343 000 

06 12 

Bundesamt für Auswanderung sowie Bundesstelle für Staats- 
angehörigkeitsangeleqenheiten in Koblenz 

42 000 


42 000 

06 13 

Bundesarchiv in Koblenz 

17 300 



17 300 

06 14 

Institut für Raumforsdiunq in Bad Godesberg 

22 100 

— 

22 100 

06 16 

Institut für Angewandte Geodäsie in Frankfurt (Main) 

416 300 

— 

416 300 

06 17 

Bundesanstalt für Landeskunde in Remagen 

59 100 

— 

59 100 

06 18 

Bundesanstalt für zivilen Luftschutz in Bad Godesberg 

1 700 



1 700 

06 19 

Bundesanstalt „Technisches Hilfswerk" in Koblenz 

3 500 



3 500 

06 23 

Bundesausgleichsstelle sowie Bundesstelle für Entschädigung 
der ehemaligen Bediensteten jüdischer Gemeinden in Köln 

400 

2 000 

2 400 

06 24 

Beschaffungen für die Bereitschaftspolizeien der Länder ... 

— 

— 



06 25 

Bundesgrenzschutz ... 

501 800 

2 000 

503 800 

06 26 

Beschaffungsstelle und Vormerkstelle für den Bundesgrenz- 
schutz in Bonn 

25 100 


25 100 

06 28 

Büro für Aufenthaltsgenehmigungen beim Bundesminister 
des Innern in Bonn 

100 


100 

• 06 29 

Deutsches Archäologisches Institut in Berlin 

7 300 



7 300 

06 30 

Deutsches Historisches Institut in Rom 

600 



600 

06 31 

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften in Bonn . . 

, 1 500 



1 500 

06 33 

Bundesdienststelle für die Anerkennung ausländischer Flücht- 
linge in Valka bei Nürnberg 




06 35 

Bundeszentrale für Heimatdienst in Bonn 

1 400 

2 000 

3 400 


Zusammen. . . . 

2 001 500 

17 000 

2 018 500 

07 01 

07 

Bundesminister der Justiz 

Bundesministerium der Justiz 

1 652 200 

8 500 

1 660 700 

07 04 

Bundesgerichtshof in Karlsruhe 

1 088 300 

— 

1 088 300 

07 05 

Deutsches Patentamt in München 

26 259 500 

3 000 

26 262 500 


Zusammen .... 

29 000 000 

11 500 

29 011 500 

08 01 

08 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 

55 800 

8 500 

64 300 

08 02 

Allgemeine Bewilligungen 




08 03 

Bundesfinanzhof in München 

14 400 . 



14 400 

08 04 

Bundesfinanzverwaltung 

136 425 600 

9 385 800 

145 811 400 

08 05 

Bundesausgleichsamt in Bad Homburg v. d. H 

1 100 



1 100 

08 06 

Bundesbaudirektion in Bonn 



1 000 

1 000 

08 07 

Amt für Wertpapierbereinigung in Bad Homburg v. d. H. ... 

906 200 



906 200 

08 08 

Bundeshauptkasse in Bonn 

— 

— 



08 09 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder in Karlsruhe 

— 

— 

— 


Zusammen. . . . 

137 403 100 

9 395 300 

146 798 400 




— 5 — 


Ordentlicher Haushalt 


Personal* 

Sdch- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt* 

Überschuß 

Zuschuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 



DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

b 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

167 200 

26 200 



193 400 


193 200 

320 400 

125 800 

— 

— 

446 200 

— 

420 400 

15 276 500 

3 107 200 

1 133 500 

5 240 400 

24 757 600 

— 

24 543 500 

3 046 000 

619 500 

4 400 000 

186 500 

8 252 000 

— 

8 187 400 

3 717 300 

1 092 200 

1 496 900 

134 200 

6 440 600 

— 

6 432 900 

3 426 200 

836 200 

623 000 

168 900 

5 054 300 

— 

4 711 300 

359 900 

76 300 





436 200 



394 200 

812 100 

140 700 

309 100 

92 000 

1 353 900 

— 

1 336 600 

299 500 

89 500 

191 900 

— 

580 900 

— 

558 800 

1 056 500 

336 700 

163 700 

147 200 

1 704 100 

— 

1 287 800 

487 900 

96 200 

94 700 

19 400 

698 200 

— 

639 100 

532 !00 

158 500 

136 500 

81 000 

908 100 

— 

906 400 

2 734 500 

1 146 800 

1 068 600 ! 

1 427 000 

6 376 900 

— 

6 373 400 

537 100 

109 200 

17 000 

8 300 

671 600 



669 200 

— 

— 

— 

6 500 000 

6 500 000 

— 

6 500 000 

101 500 000 

13 342 000 

28 544 700 

38 613 300 

182 000 000 

— 

181 496 200 

1 050 900 

197 700 

30 600 

87 000 

1 366 200 

— 

1 341 100 

358 500 

132 500 





491 000 



400 900 

1 198 400 

383 600 

504 000 

445 000 

2 531 000 

— 

2 523 700 

138 000 

46 700 

39 500 

5 000 

229 200 

— 

228 600 

38 200 

26 600 

500 

— 

65 300 

— 

63 800 

282 100 

42 100 





324 200 



324 200 

455 300 

153 000 

3 800 000 

7 300 

4 415 600 

___ 

4 412 200 

151 219 400 

24 189 100 

150 094 700 

59 204 100 

384 707 300 


382 688 800 

4 071 900 

637 000 

307 000 

503 600 

5 519 500 

- 

3 858 800 

5 321 100 

521 100 

208 500 

117 600 

6 168 300 

— 

5 080 000 

18 400 000 

2 961 200 

3 580 000 

5 545 300 

30 486 500 

— 

4 224 000 

27 793 000 

4 119 300 

4 095 500 

6 166 500 

42 174 300 


13 162 800 

21 181 100 

2 946 400 

453 800 

225 800 

24 807 100 


24 742 800 

— 

— 

355 000 

— 

355 000 

— 

355 000 

1 506 800 

164 000 

— 

18 800 

1 689 600 

— 

1 675 200 

263 302 600 

112910800 

144 746 900 

57 285 300 

578 245 600 

— 

432 434 200 

2 219 800 

539 600 1 

104 282 000 

228 600 

107 270 000 

— 

107 268 900 

733 700 

196 500 ' 

— 

10 500 

940 700 

— 

939 700 

1 288 000 

669 800 

339 300 

— 

2 297 100 

— 

1 390 900 

516 900 

— 

— 

— 

516 900 

— 

516 900 


516 000 

— 

1 

516 000 


516 000 

290 748 900 

117 943 100 

250 177 000 

57 769 000 

716 638 000 

— 

569 839 600 



— 6 — 


Kap. 

Bezeichnung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

1 

2 

3 

4 

5 

09 01 

09 

Bundesminister für Wirtschaft 

Bundesministeriiim für Wirtschaft 

1 143 700 

12 500 

1 156 200 

09 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

— 

— 

09 03 

Physikalipch-Tedinische Bundesanstalt Braunschweig ....... 

1 471 100 

— 

1 471 100 

09 03a 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt — Institut Berlin . . . 

968 200 

— 

968 200 

09 04 

Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen in Berlin 

3 097 500 

_ 

3 097 500 

09 05 

Bundesamt für gewerblidie Wirtschaft in Frankfurt (Main) 

44 000 

— 

44 000 

09 05a 

Bundesstelle für den Warenverkehr der gewerblichen Wirt- 
schaft in Frankfurt (Main) in Abwicklung 

500 000 

1 3 100 

503 100 

09 06 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation Köln 

4 100 

__ 

4 100 

09 07 

Bundesanstalt für mechanische und chemische Materialprüfung 
in Berlin 

1 012 700 

— 

i 1 012 700 


Zusammen. . . . 

8 241 300 

15 600 

8 256 900 

10 01 

10 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten in Bonn : 

96 900 

; 6 000 

102 900 

10 02 

Allgemeine Bewilligungen 

403 570 000 

: 

403 570 000 

10 03 

Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 
Landwirtschaft in Frankfurt (Main) 

4 055 500 

3 600 

4 059 100 

10 04 

Bundessortenamt in Rethmar 

387 600 

700 

388 300 

10 10 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in 
ß raunschweig 

311 400 

300 

311 700 

10 11 

Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft 
in Kiel 

3 580 900 

1 000 

3 581 900 

10 12 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Hamburg 

14 600 



14 600 

10 13 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft in 
Reinbek bei Hamburg 

118 500 


118 500 

10 14 

Bundesforschungsanstalt für Kleintierzucht in Celle 

24 600 

1 000 

25 600 

10 15 

Bundesforschungsanstalt für Getreideverarbeitung in 

Detmold 

52 600 


52 600 

10 16 

Bundesforschungsanstalt für Fleischwirtschaft in Kulmbach 

111 000 

1 500 

112 500 

10 17 

Bundesforsdrungsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung in 
Karlsruhe 

5 900 


5 900 

10 18 

Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher Erzeug- 
nisse in Geisenheim 

13 600 


13 600 

10 19 

Bundesanstalt für Tabakforschung in Forchheim 

80 600 

— 

80 600 

10 20 

Bundösforschungsanstalt für Hauswirtschaft in Bad Godes- 
berg 

26 800 


26 800 

10 21 

Bundesanstalt für Naturschutz und Landschaftspflege in Bonn 

2 600 



2 600 

1022 

Bundesanstalt für Vegetationskartierung in Stolzenau (Weser) 

57 200 


57 200 

10 23 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geilweilerhof in 
Siebeldingen 

100 700 


100 700 

10 24 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere in 
Tübingen j 

1 000 

— 

1 000 


Zusammen 

412 612 000 

14 100 

412 626 100 

11 01 

11 

Bundesminister für Arbeit 

Bundesministerium für Arbeit 

64 600 

7 000 

71 600 

11 03 

Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung in 
Wilhelmshaven 

19 000 


19 000 

11 04 

Bundesinstitut für Arbeitsschutz in Soest 

10 900 



10 900 

11 05 

Bundesarbeitsgericht in Kassel 

25 400 

— 

25 400 

11 06 

Bundesversicherungsamt in 

— 

— 

— 

11 07 

Bundessozialgeridit in Kassel 

21 000 


21 000 




Ordentlicher Haushalt 


Personal- 

Sach- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

Überschuß 

Zuschuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

b 

? 

8 

9 

10 

11 

12 

15 488 200 

3 252 400 

464 000 

469 600 

19 674 200 


■ 

18 518 000 

— 

— 

14 045 500 

— 

14 045 500 

— 

14 045 500 

4 232 000 

933 100 

747 500 

888 500 

6 801 100 

— 

5 330 000 

824 500 

221 500 

72 000 

405 000 

1 523 000 

— 

554 800 

2 535 000 

506 000 

23 000 



3 064 000 

33 500 

— 

3 800 000 

1 400 000 

— 

— 

5 200 000 

— 

5 156 000 

460 000 

40 000 





500 000 

3 100 


973 400 

245 000 

510 000 

46 000 

1 774 400 

— 

1 770 300 

2 531 700 

488 700 

295 000 

471 600 

3 787 000 


2 774 300 

30 844 800 

7 086 700 

16 157 000 

2 280 700 

56 369 200 

36 600 

48 148 900 







48 112 300 

7 965 800 

1 576 400 

2 914 200 

1 317 500 

13 773 900 


13 671 000 

— 

— 

420 825 500 

117 500 000 

538 325 500 

— 

134 755 500 

2 718 400 

1 155 500 



14 700 

3 888 600 

170 500 



663 700 

177 500 

676 400 

46 300 

1 563 900 

— 

1 175 600 

2 692 600 

571 900 

407 300 

414 500 

4 086 300 

— 

3 774 600 

1 282 100 

297 100 

3 837 200 

162 800 

5 579 200 

_ 

1 997 300 

793 500 

154 200 

66 700 

834 000 

1 848 400 


1 833 800 

870 600 

195 100 

203 800 

45 000 

1 314 500 



1 196 000 

419 600 

116 300 

52 400 

18 800 

607 100 


581 500 

352 100 

96 600 

58 600 

25 000 

532 300 

_ 

479 700 

356 300 

83 100 

134 500 

39 900 

613 800 

— 

501 300 

409 900 

97 300 

36 000 

15 000 

558 200 

— 

552 300 

187 100 

44 500 

28 000 

32 700 

292 300 



278 700 

354 800 

99 100 

169 900 

— 

623 800 

“ 

543 200 

327 400 

86 600 

56 900 



470 900 



444 100 

77 500 

20 100 

7 100 

2 100 

106 800 

— 

104 200 

233 000 

55 500 

15 400 

4 700 

308 600 

__ 

251 400 

447 300 

149 300 

125 500 

10 000 

732 100 

— 

631 400 

695 600 

371 000 

272 300 

967 300 

2 306 200 

— 

2 305 200 

20 847 300 

5 347 100 

429 887 700 

121 450 300 

577 532 400 

170 500 

165 076 800 







164 906 300 

5 901 000 

1 730 800 

2 100 000 

76 700 

9 808 500 


9 736 900 

701 500 

146 900 





848 400 



829 400 

219 000 

105 100 

— 

13 000 

337 100 

— 

326 200 

695 800 

119 400 

50 000 . 

30 000 

895 200 

— 

869 800 

1 073 500 

255 000 

— 

15 000 

1 343 500 

— 

1 343 500 

1 702 500 

262 500 

85 000 

57 100 

2 107 100 


2 086 100 


8 — 


Kap. 

Bezeichnung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

n 08 

Bundesbehörden der Kriegsopferversorgung 

58 000 


58 000 

11 11 

Arbeitslosenhilfe 

3 600 000 

— 

3 600 000 

11 12 

Betriebliche Altersfürsorqe 

— 

— - 

— 

11 13 

Sozialversicherung 

520 000 

— 

520 000 


Zusammen .... 

4 318 900 

7 000 

4 325 900 

1201 

12 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesministerium für Verkehr 

103 200 

4 800 

108 000 

12 02 

Allgemeine Bewilligungen 

20 79? 500 

— 

20 797 500 

12 03 

Binnenwasserstraßenverwaltunq 

27 281 900 

5? 200 

27 339 100 

12 04 

Seewasserstraßenverwaltung 

10 807 500 

321 000 

11 128 500 

12 05 

i Bundesschleppbetrieb in Münster (Westf.) 

— 

■— 

— 

12 06 

f Bundesanstalt für Wasserbau in Karlsruhe ! 

67 200 

500 

67 700 

12 0? 

1 Bundesanstalt für Gewässerkunde in Koblenz 

6 700 

— 

6 700 

12 08 

Bundesamt für Schiffs Vermessung in Hamburg 1 

550 600 

— 

550 600 

12 09 

Deutsches Hydrographisches Institut in Hamburg 

947 300 

46 000 

993 300 

12 10 

Bundesfernstraßen 

7 529 500 

89 400 

7 618 900 

12 11 

Bundesanstalt für Straßenbau in Köln a. Rh 

205 300 

— 

205 300 

12 12 

Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg-Mürwik 

5 717 300 

— 

5 717 300 

12 13 

Oberprüfungsamt für die höheren technischen Verwaltungs- 
beamten in Frankfurt (Main) 

16 700 

— 

16 700 

12 14 

Deutscher Wetterdienst in Frankfurt (Main) 

959 800 

6 800 

966 600 

12 15 

Bundesanstalt für Flugsicherung in Frankfurt (Main) 

10 000 

900 

10 900 

12 16 

Luftfahrt-Bundesamt 

4 000 

— 

4 000 

12 17 

Staatswerft Rendsburg-Saatsee 

— 

— 

— 


Zusammen 

75 004 500 

526 600 

75 531 100 

13 01 

13 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen .... 




13 03 

Bundesdruckerei 

2 381 100 

— 

2 381 100 


Zusammen .... 

2 381 100 

— 

2 381 100 

19 01 

19 

Bundesverfassungsgericht 

Bundesverfassungsgericht * * • 

3 200 

i 

5 000 

8 200 

20 01 

20 

Bundesrechnungshof 

Bundesrechnungshof 

5 400 

2 000 

7 400 




Ordentlicher Haushalt 


Personal- 

Sadi- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

übersdiuß 

Zuschuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 



DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

n 

12 

3 540 000 

1 140 000 


118 000 

4 798 000 


4 740 000 

— 

— 

961 205 000 

. — 

961 205 000 

— 

957 605 000 

— 

— 

10 000 000 

- — 

10 000 000 



10 000 000 

— 

— 

2 812 670 000 


2 812 670 000 

— 

2 812 150 000 

13 833 300 

3 759 700 

3 786 110 000 

309 800 

3 804 012 800 


3 799 686 900 

10 234 400 

2 667 000 



12 901 400 


12 793 400 

— 

— 

231 606 400 

19 511 300 

251 117 700 

— - 

230 320 200 

20 134 500 

4 554 900 

47 771 000 

7 531 400 

79 991 800 

— 

52 652 700 

13 344 800 

2 436 900 

43 335 300 

1 286 500 

60 403 500 

— 

49 275 000 

492 800 

121 800 

48 500 

174 400 

837 500 


769 800 

427 500 

120 500 

5 100 

54 000 

607 100 

— 

600 400 

266 600 

58 900 

— 

5 500 

331 000 

219 600 



3 970 000 

393 100 

1 205 400 

247 500 

5 816 000 

— 

4 822 700 

— 

110 000 

144 532 000 

950 000 

145 592 000 

— 

137 973 100 

371 900 

96 600 

24 000 

66 500 

559 000 


353 700 

2 761 100 

840 300 

1 545 000 

156 000 

5 302 400 

414 900 

— 

75 500 

57 200 




132 700 



116 000 

14 273 000 

1 807 800 

4 734 500 

2 477 300 

23 292 600 

__ 

22 326 000 

9 270 800 

1 205 600 

4 983 800 

7 247 000 

22 707 200 



22 696 300 

397 500 

144 500 

68 600 

97 500 

708 100 

— 

704 100 

76 020 400 

14 615 100 

479 859 600 

39 804 900 i 

610 300 000 

634 500 

535 403 400 







534 768 900 

63 900 




63 900 


63 900 

— 

— 

— 

894 300 

894 300 

1 486 800 


63 900 

— 

— 

894 300 

958 200 

1 486 800 1 

63 900 






1 422 900 


1 599 300 

311 900 

4 000 

80 100 

1 995 300 

— 

1 987 100 

5 700 800 

1 

! 

• 1 003 800 


44 400 

6 749 000 

— 

6 741 600 




~ 10 — 


Kap, 

Bezeichnung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

24 01 

24 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit .... 

4 500 

1 000 

5 500 

24 03 

Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland beim Euro- 
päischen Wirtsdiaftsrat (OEEC) in Paris und bei der FOA 
in Washington 

6 000 

1 000 

7 000 


Zusammen 

10 500 

2 000 

i 12 500 

25 01 

25 

Bundesminister für Wohnungsbau 

Bundesministerium für Wohnungsbau 

58 070 500 

8 500 

58 079 000 

26 01 

26 

Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
gesdiädigte 

Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- i 
geschädigte 

7 200 

2 000 

9 200 

26 03 

Notaufnahmelager Gießen, Uelzen und Berlin 

1 500 

500 

2 000 


Zusammen 

8 700 

2 500 

11 200 

27 01 

27 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen ........ 

25 600 

4 000 

29 600 

28 01 

28 

Bundesminister für Angelegenheiten des Bundesrates 

Bundesministerium für Angelegenheiten des Bundesrates . . 

1 000 

— 

1 000 

29 01 

29 

Bundesminister für Familienfragen 

Bundesministerium für Familienfragen 

200 

— 

200 

30 01 

30 

Bundesminister für besondere Aufgaben 

Bundesminister für besondere Aufgaben 

1000 

— 

1000 




— 11 


Ordentlicher Haushalt 


Personal- 

ausgaben 

Sadi- 

ausqaben 

Allgemeine 

Ausgaben 

Einmalige 

Ausgaben 

Gesamt' 

ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

1 920 100 

402 500 

3 200 000 

6 000 

5 528 600 


5 523 100 

1 730 300 

421 000 

— 

6 000 

2 157 300 

— 

2 150 300 

3 650 400 

823 500 

3 200 000 

12 000 

7 685 900 


7 673 400 

3 316 900 

580 900 

239 864 600 

i 

15 457 800 

259 220 200 

1 

— 

201 141 200 

2 643 100 

4 651 200 

537 200 

411 800 

U 185 500 

10 000 

13 400 

30 000 

14 379 200 

5 103 000 

— 

14 370 000 

5 101 000 

7 294 300 

949 000 

11 195 500 

43 400 

19 482 200 


19 471 000 

2 630 200 

770 300 

25 966 000 

12 300 

29 378 800 

— 

29 349 200 

500 300 

129 700 

— 

— 

630 000 

— 

629 000 

428 700 

158 700 

— 

— 

587 400 

— 

587 200 

620 800 

175 000 

— 


795 800 

— 

794 800 




12 — 


Kap 

Bezeichnung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

32 03 

32 

Bundesschuld 

Bundesschuldenverwaltung in Bad Homburg v. d. H 

207200 


207 200 

32 05 

Verzinsung 

— 

— 

— 

32 06 

Tilgung 

— 

— 

— 

32 07 

Zum Ankauf von Schiildurkunden des Bundes 

— 

— 


32 08 

Inanspruchnahme aus Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen 






32 09 

Schulden des Bundes, die nicht der Verwaltung der Bundes- 
schuldenverwaltung unterliegen 

— 

— 

— 


Zusammen 

207 200 

— 

207 200 

33 03 

33 

Versorgung 

Versorgung der Bundesbeamten 




33 06 

Versorgungsausgaben, die durch das Zweite Überleitungs- 
gesetz vom 21. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 774) vom 
Bund übernommen worden sind : 




33 07 

Versorgung von verdrängten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes und von Angehörigen aufgelöster Dienststellen 
sowie ihrer Hinterbliebenen 

25 250 000 


25 250 000 

33 08 

Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht und 
der berufsmäßigen Angehörigen des früheren Reichs- 
arbeitsdienstes sowie ihrer Hinterbliebenen 

130 000 


130 000 


Zusammen .... 

25 380 000 

— 

25 380 000 

35 01 

35 

Verteidigungslasten 

Verteidigungsaufwand der Bundesrepublik 

! 



35 02 

Besatzungskosten in Berlin 

1 400 000 

— 

1 400 000 

35 03 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin 

300 000 



300 000 

35 04 

Auftragsausgaben Klasse II in Berlin 

50 000 

— 

50 000 

35 11 a 

Verteidigungsfolgekosten im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes 

5 000 000 


5 000 000 

35 11 b 

Verteidigungsfolgekosten in Berlin 

5 000 

— 

5 000 


Zusammen.... 

6 755 000 

— 

6 755 000 

40 03 

40 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 

Kriegsfolgenhilfe ' 

i 

20 602 000 


20 602 000 

40 04 

Umsiedlung und Auswanderung 

3 000 

— 

3 000 

40 05 

Abführung der Ausgleichsabgaben an den Lastenausgleichs- 
fonds 




40 06 

Leistungen des Bundes auf Grund des Lastenausgleichs- 
gesetzes 

_ 



40 09 

Kriegsopferversorgung 

20 021 400 

600 

20 022 000 

40 10 

Kriegsgefangenenentschädigung 

— 

— 

— 


Zusammen .... 

40 626 400 1 

600 

40 627 000 

45 02 

45 

Finanzielle Hilfe für Berlin 

Allgemeine Bewilligungen 

~ 


— 




Ordentlicher Haushalt 


Personal- 

Sach- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

Überschuß 

Zuschuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

2 067 000 

448 800 

60 010 000 

80 000 

62 605 800 


62 398 600 

— 

— 

572 953 500 

— 

572 953 500 



572 953 500 


— 

234 990 000 ■ 

— 

234 990 000 

— 

234 990 000 

— 

— 

670 000 


670 000 

— 

670 000 

— 

— 

50 000 000 

— 

50 000 000 

~ 

50 000 000 

— 

— 

594 581 600 

— 

594 581 600 

— 

594 581 600 

2 067 000 

448 800 

1 513 205 100 

80 000 

1 515 800 900 


1 515 593 700 

26 585 000 

— 

— 



26 585 000 



26 585 000 

84 807 000 

— 

— 

— 

84 807 000 

— 

84 807 000 

777 050 000 

— 

— 

— 

777 050 000 


751 800 000 

421 030 000 


— 

— 

421 030 000 

— 

420 900 000 

1 309 472 000 




1 309 472 000 


1 284 092 000 



9 000 000 000 


9 000 000 000 


9 000 000 000 

— 

— 

i 144 340 500 

— 

144 340 500 

— 

142 940 500 

— 

— 

11 996 700 

— 

11 996 700 

— 

11 696 700 

— 

— 

29 861 700 

— 

29 861 700 

— 

29 811 700 

— 

— 


— 



5 000 000 

_ 

— 

— 

— 

— 

— 

5 000 

— 

— 

— 

9 186 198 900 

— 

9 186 198 900 

5 005 000 

9 184 448 900 







9 179 443 900 



672 115 000 

17 000 000 

689 115 000 


668 513 000 

— 

— 

25 399 000 

1 228 000 

26 627 000 

— 

26 624 000 

— 

— 

2 020 000 000 

— 

2 020 000 000 

— 

2 020 000 000 

— 

— 

436 000 000 

— 

436 000 000 



436 000 000 

— 

— 

2 933 480 000 

4 859 900 

2 938 339 900 

— 

2 918 317 900 

— 

— 

150 000 000 

— 

150 000 000 


150 000 000 



6 236 994 000 

23 087 900 

6 260 081 900 


6 219 454 900 


— 

800 000 000 

— 

800 000 000 

— 

800 000 000 


— 14 


Kap. 

Bezeidinung 

Fortdauernde 

Einnahmen 

DM 

Einmalige 

Einnahmen 

DM 

Gesamt- 

einnahmen 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

49 01 

49 

Deutsche Vertretung in der Beratenden Versammlung des 
Europarates und der Gemeinsamen Versammlung der 

Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

Deutsche Vertretung in der Beratenden Versammlung des 
Europarates und der Gemeinsamen Versammlung der 

Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

300 1 


300 

50 02 

50 

Angelegenheiten des Europarates und verwandte Gebiete 
Allgemeine Bewilligungen 


i 


60 01 

60 

Allgemeine Finanzvetwaltung 

Steuern und Abgaben 

Besitz- und Verkehrsteuern 

Einkommen- und Körperschaftsteuer 

Zölle und Verbrauchsteuern 

Sonstige Abgaben 

Lastenausgleich 

Zusammen.... 

10 855 000 000 

4 440 500 000 

6 324 000 000 

1 375 000 000 

2 020 000 000 

25 014 500 000 

1 

i 

25 014 500 000 

60 02 

Allgemeine Bewilligungen 

330 167 200 

j 

330 167 200 

60 03 

Beteiligungen des Bundes 

23 500 000 

1 1 000 000 ' 

34 500 000 

60 04 

Sonderleistungen des Bundes 


— 

— 


Zusammen. . . . 

25 368167 200 

1 1 000 000 

25 379167 200 

/ 


Insgesamt 

26173 564 900 i 

21 258 200 

26194823 100 




— 15 — 


Ordentlicher Haushalt 


Personal- 

Sach- 

Allgemeine 

Einmalige 

Gesamt- 

Überschuß 

Zusdiuß 

ausgaben 

ausgaben 

Ausgaben 

Ausgaben 

ausgaben 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

6 

7 

8 

9 

10 

n 

12 

70 300 

74 600 

206 100 


351 000 

1 

350 700 

— 


2 231 000 


2 231 000 

- 

2 231 000 



* 



25014500 000 


— 

661 800 

87 178 000 

1 500 000 

89 339 800 

240 827 400 


— 

— 

3 215 000 

— 

3 215 000 

31 285 000 



— 

— 

272 500 000 

— 

272 500 000 

— • 

272 500 000 

— 

661 800 

362 893 000 

1 500 000 

365 054 800 

25286612 400 

272 500 000 






25 014112 400 

i 

1 

i 

i 

2 066 200 200 

213 352 500 

23564 514 900 

350 755 500 

26 194 823 100 

•/. 

•/. 


16 — 


Kap. 

Bezeidinung 


AuOerordentiidier 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

! 2 

3 

4 

01 01 

01 

Bundespräsident und Bundespräsldialamt 

Bundespräsident 



01 03 

Bundespräsidialamt 

— 

— 


Zusammen. . . . 

— 

— 

02 01 

02 

Deutscher Bundestag 

Deutscher Bundestag 


— 

03 01 

03 

Bundesraf 

Bundesrat 

1 



j 

04 01 

04 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Bundeskanzler und Bundeskanzlei 



04 03 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

— 

— 

04 04 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die mit der Ver- 
mehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen 



04 05 

Der Beauftragte des Bundeskanzlers für die mit der Ver- 
mehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen — Außenabteilung Koblenz 

1 

_ 


Zusammen 

— 

— 

OS 01 

05 

Auswärtiges Amt 

Auswärtiges Amt 



05 02 

Allgemeine Bewilligungen 



05 03 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

— 

— 


Zusammen. . . . 

— 

— 

06 01 

06 

Bundesminister des Innern 

Bundesministerium des Innern 



06 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

— 

06 03 

Bundesverwaltungsgericht in Berlin 

— 

— 

06 04 

Der Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht in 
Berlin 



06 05 

Bundesdisziplinarhof in Berlin V 


, — 


— 17 — 


Haushalt 

Gesamtabschluß 

Überschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

ö 

7 

8 

9 

10 




540 000 


540 000 

— 

— 

15 500 

1 083 500 

— 

1 068 000 



15 500 

1 623 500 


1 608 000 

— 

— 

88 900 

i 

24 440 200 

— : 

24 351 300 

— 

— 

22 900 

1 

1 401 100 1 

i 

— 

1 378 200 



1 

7 600 

2 980 800 


2 973 200 


— 

30 600 

19 785 600 

— 1 

19 755 000 

— 

— 

7 300 

5 833 200 

- 

5 825 900 

— 

— 

6 100 

3 442 300 ; 

— 

3 436 200 



51 600 

32 041 900 


31 990 300 



29 100 1 

27 572 700 


27 543 600 

— 

— 

— 

33 996 300 

— 

33 996 300 

— 

— 

3 378 800 

115 340 100 

— 

111 961 300 



3 407 900 

176 909 100 


173 501 200 



28 600 

13 142 700 

i 

13 114 100 

— 

— 

200 400 

112 763 700 

— 

112 563 300 

— ' 

— 

27 600 

2 110 100 

— 

2 082 500 





100 

149 900 



149 800 



200 

744 400 


744 200 





18 — 


Kap. 

Bezeichnung 


Außerordentlicher 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

06 06 

Der Bundesdisziplinaranwalt beim Bundesdiszipliiiarhof in 
Berlin 



06 07 

Bundesdisziplinarkammern in Frankfurt (Main) 

— 

— 

06 08 1 

Statistisches Bundesamt in Wiesbaden 

— 



06 09 

Bundesamt für Verfassungsschutz in Köln a. Rh 

— 

— 

06 tO 

Bundeskriminalamt in Wiesbaden 

— 

— 

06 11 

Bundesqesundheitsamt in Koblenz 

— 

. — 

06 12 

Bundesamt für Auswanderung sowie Bundesstelle für Staats- 
angehörigkeitsangelegenheiten in Koblenz 

_ 


06 13 

Bundesarchiv in Koblenz 

— 

— 

06 14 

Institut für Raumforschung in Bad Godesberg 

— 

— 

06 16 

Institut für Angewandte Geodäsie in Frankfurt (Main) 

— 

— 

06 17 

Bundesanstalt für Landeskunde in Remagen 

— 

— 

06 18 

Bundesanstalt für zivilen Luftschutz in Bad Godesberg 

— 

— 

06 19 

Bundesanstalt „Technisches Hilfswerk" in Koblenz 

— 

— 

06 23 

Bundesausgleichsstelle sowie Bundesstelle für Entschädigung 
der ehemaligen Bediensteten jüdischer Gemeinden in Köln 



06 24 

Beschaffungen für die Bereitschaftspolizeien der Länder 

— 

— 

06 25 

Bundesgrenzschutz 

— 

— 

06 26 

Beschaffungsstelle und Vormerkstelle für den Bundesgrenz- 
schutz in Bonn 



06 28 

Büro für Aufenthaltsgenehmigungen beim Bundesminister 




des Innern in Bonn 

— 

— 

06 29 

Deutsches Archäologisches Institut in Berlin 

— 

— 

06 30 

Deutsches Historisches Institut in Rom 

— 

— 

06 31 

Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften in Bonn . . 

— 

— 

06 33 

Bundesdienststelle für die Anerkennung ausländischer Flücht- 
linge in Valka bei Nürnberg 




06 35 

Bundeszentrale für Heimatdienst in Bonn 

— 

— 


Zusammen 



i 

07 01 

07 

Bundesminister der Justiz 

Bundesministerium der Justiz 



07 04 

Bundesgerichtshof in Karlsruhe 





07 05 

Deutsches Patentamt in München 

— 

— 


Zusammen.... 

1 



08 01 

08 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesministerium der Finanzen 



08 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 



08 03 

Bundesfinanzhof in München 




08 04 

Bundesfinanzverwaltunq 

— 


08 05 

Bundesausgleichsamt in Bad Homburg v. d. H 


— 

08 06 

Bundesbaudirektion in Bonn 

— 



08 07 

Amt für Wertpapierbereinigung in Bad Homburg v. d. H. .. 

— 

— 

08 08 

Bundeshauptkasse in Bonn 

— 

— 

08 09 

Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder in Karlsruhe 

— 

— 


Zusammen. . . . 

— 

— 



19 — 


Haushalt 

Gesamtabschluß 

Überschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 



200 

193 400 


193 200 

— 

— 

25 800 

446 200 

— 

420 400 

— 

— 

214 100 

24 757 600 

— 

24 543 500 

— 

— 

64 600 

8 252 000 

— 

8 18? 400 

— 

— 

7 700 

6 440 600 

— 

6 432 900 

— 

— 

343 000 

5 054 300 

— 

4 711 300 

— 



42 000 

436 200 



394 200 ^ 

— 

— 

17 300 

1 353 900 

— 

1 336 600 



22 100 

580 900 

— 

558 800 

— 

— 

416 300 

1 704 100 

— 

1 287 800 

— 

— 

59 100 

698 200 

— 

639 100 

— 

— 

1 700 

908 100 

— 

906 400 

— 

— 

3 500 

6 376 900 

— 

6 373 400 

— 

— 

2 400 

671 600 

— 

669 200 

— 

— 

— 

6 500 000 

— 

6 500 000 

— 

• — 

503 800 

182 000 000 

— 

181 496 200 


— 

25 100 

1 366 200 

— 

1 341 100 

— 

— 

100 

491 000 

— 

490 900 

— 

— 

7 300 

2 531 000 

— 

2 523 700 

— 

— 

600 

229 200 

— 

228 600 

— 

— 

1 500 

65 300 

— 

63 800 

— 

— 



324 200 


324 200 


— 

3 400 

4 415 600 

__ 

4 412 200 



2 018 500 

384 707 300 ! 


382 688 800 



1 660 700 

5 519 500 


3 858 800 

— 

— 

1 088 300 

6 168 300 

— 

5 080 000 

— 

— ■ 

26 262 500 

30 486 500 

— 

4 224 000 



29 011 500 

42 174 300 


13 162 800 

j 


- 

64 300 

24 807 100 


24 742 800 

— 

— 

— 

355 000 

— 

355 000 

__ 


14 400 

1 689 600 

— 

1 675 200 

— 

— 

145 811 400 

578 245 600 

— 

432 434 200 

— 

— 

1 100 

107 270 000 


107 268 900 

— 

— 

1 000 

940 700 

— 

939 700 

— 

— 

906 200 

2 297 100 

— 

1 390 900 


— 

— 

516 900 

— 

516 900 

— 

— 

— 

516 000 

— 

516 000 

— 

— 

146 798 400 

716 638 000 

— 

569 839 600 




— 20 — 


Kap. 

Bezeichnung 


Außerordentlicher 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

09 01 

09 

Bundesminister für Wirtschaft 

Bundesministerium für Wirtschaft 


6 400 000 

09 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 


09 03 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt Braunschweig 

— 

— 

09 03a 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt — Institut Berlin . . . 

— 

— 

09 04 

Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen in Berlin 





09 05 

Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft in Frankfurt (Main) 

— 

— 

09 05a 

Biindesstelle für den Warenverkehr der gewerblichen Wirt- 
schaft in Frankfurt (Main) in Abwicklung 



— 

09 06 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation in Köln 


— 

09 07 

Bundesanstalt für mechanische und chemische Materialprüfung 
in Berlin 


— 


Zusammen. . . . 

— 

6 400 000 

1001 

10 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten 



10 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

67 500 000 

10 03 

Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung und 
Landwirtschaft in Frankfurt (Mainl 




10 04 

Bundessortenamt in Rethmar 

— 

— 

10 10 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in 
Braunschweig 




10 11 

Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft 
in Kiel - — 

_ 



10 12 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Hamburg 

^ ! 

— 

10 13 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft in 
Reinbek bei Hamburg 

_ 



10 14 

Bundesforschungsanstait für Kleintierzucht in Celle 

— 

— 

10 15 

Bundesforschungsanstalt für Getreideverarbeitung in 

Detmold - 



10 16 

Bundesforschungsanstalt für Fleischwirtschaft in Kulmbach . 

— 

— 

10 17 

Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung in 
Karlsruhe 


_ 

10 18 

Bundesanstalt für Qualitätsforschung pflanzlicher Erzeugnisse 
in Geisenheim 




10 19 

Bundesanstalt für Tabakforschung in Forchheim 

— 

— 

10 20 

Bundesforschungsanstalt für Hauswirtschaft in Bad Codes- 
berg 





1021 

Bundesanstalt für Naturschutz und Landschaftspflege in Bonn 

— 

— - 

10 22 

Bundesanstalt für Vegetationskartierung in Stolzenau (Weserl 

— 

— 

10 23 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung Geilweilerhof in 
Siebeldingen 




10 24 

Bundesforschungsanstait für Viruskrankheiten der Tiere in 
Tübingen 

— 

200 000 


Zusammen. . . 


67 700 000 

11 oi 

11 

Bundesminister für Arbeit 

Bundesministerium für Arbeit 



11 03 

Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung in 
Wilhelmshaven 

_ 



11 04 

Bundesinstitut für Arbeitsschutz in Soest 

— 

— 

11 05 

Bundesarbeitsgericht in Kassel 

— 

— 

11 06 

Bundesversicherungsamt in 

— 

— 

11 07 

Bundessozialgericht in Kassel 






— 21 


Haushalt 

Gesamtabschluß 

Überschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 


6 400 000 

1 156 200 

26 074 200 


24 918 000 




— 

. 14 045 500 

— 

14 045 500 




1 471 100 

6 801 100 

— 

5 330 000 

— 

— 

968 200 

1 523 000 

— 

554 800 

__ 



3 097 500 

3 064 000 

33 500 

— 

__ 

— 

44 000 

5 200 000 

— 

5 156 000 




503 100 

500 000 

3 100 

— 

— 

— 

4 100 

1 774 400 

— 

1 770 300 


— 

1 012 700 

3 787 000 

— 

2 774 300 

— 

6 400 000 

8 256 900 

62 769 200 

36 600 

54 548 900 






54 512 300 



102 900 

13 773 900 


13 671 000 

— 

67 500 000 

403 570 000 

605 825 500 

— 

202 255 500 

__ 



4 059 100 

3 888 600 

170 500 




— 

388 300 

1 563 900 

— 

1 175 600 

_ 

— 

311 700 

4 086 300 


3 774 600 

_ 



3 581 900 

5 579 200 



1 997 300 

— 

— 

14 600 

1 848 400 

— 

1 833 800 

_ 



118 500 

1 314 500 



1 196 000 

— 

— 

25 600 

607 100 

— 

581 500 

_ 



52 600 

532 300 



479 700 

— 

— 

112 500 

613 800 

— 

501 300 

— 

-* 

5 900 

558 200 

— 

552 300 

_ 



13 600 

292 300 



278 700 

— 

“ 

80 600 

623 800 

— 

543 200 




26 800 

470 900 

: 

444 100 

— 

— 

2 600 

106 800 

— 

104 200 

— 

— 

57 200 

308 600 

— 

251 400 

— 

— 

100 700 

732 100 

— 

631 400 

— 

200 000 

1 000 

2 506 200 

— 

2 505 200 

— 

67 700 000 

412 626 100 

645 232 400 

170 500 

232 776 800 






232 606 300 



71 600 

9 808 500 


9 736 900 





19 000 

848 400 



829 400 

— 

— 

10 900 

337 100 

— 

326 200 

— 

— 

25 400 

895 200 

— 

869 800 

— 

— 

— 

1 343 500 

— 

1 343 500 



21 000 

2 107 100 


2 086 100 



— 22 — 


Kap. 

Bezeidinung 


Außerordentlicher 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

11 08 

Bundesbehörden für Kriegsopferversorqunq 


1 

1 

11 11 

Arbeitslosenhilfe 

— 

— 

11 12 

Betriebliche Altersfürsorqe 

— 


11 13 

Sozialversicherung 

— 

— 


Zusammen 

; 

— 

12 01 

12 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesministerium für Verkehr 


1 

12 02 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

168 700 000 

12 03 

Binnenwasserstraßenverwaltung 

500 000 

74 436 200 

12 04 

Seewasserstraßenverwaltung 

■— 

33 810 000 

12 05 

Bundesschleppbetrieb in Münster (Westf.) 

— 

— 

12 06 

Bundesanstalt für Wasserbau 

— 

i 

12 07 1 

Bundesanstalt für Gewässerkunde in Koblenz 

— 

— 

12 08 

Bundesamt für Schiffsvermessung in Hamburg 

— 

— 

12 09 

Deutsches Hydrographisches Institut in Hamburg 

— 

400 000 

12 10 

Bimdesfernstraßen 

— 

163 513 300 

12 11 

Bundesanstalt für Straßenbau in Köln a. Rh 

— 

1 — 

12 12 

Kraftfahrt-Bundesamt in Flensburg-Mürwik 

— 


12 13 

Oberprüfungsamt für die höheren tedinisdien Verwaltungs- 
beamten in Frankfurt (Main) 




12 14 

Deutscher Wetterdienst in Frankfurt (Main) 

— 

— 

12 15 

Bundesanstalt für Flugsicherung in Frankfurt (Main) 

— 

— 

12 16 

Luftfahrt-Bundesamt 

— 

— 

12 17 

Staatswerft Rendsburg-Saatsee 

— 

— 


Zusammen.... 

500 000 

440 859 500 

1301 ' 

13 

Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen .... 



13 03 

Bundesdruckerei 

— 

— 


Zusammen. . . . 



19 01 

19 

Bundesverfassungsgericht 

Bundesverfassungsgericht 

— 

- 

20 01 

20 

Bundesrechnungshof 

Bundesrechnungshof 

— 

— 




— 23 


Haushalt 

Gesamtabscbluß 

Überschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

1 8 

9 

10 



58 000 

4 798 000 


4 740 000 

, — 

— 

3 600 000 

961 205 000 

— 

957 605 000 

— 

— 

— 

10 000 000 

— 

10 000 000 

— 

— 

520 000 

2 812 670 000 

__ 

2 812 150 000 



4 325 900 

3 804 012 800 


3 799 686 900 



108 000 

12 901 400 


12 793 400 

— 

168 700 000 

20 797 500 

419 817 700 

— 

399 020 200 

— 

73 936 200 

27 839 100 

154 428 000 

— 

126 588 900 

— 

33 810 000 

11 128 500 

94 213 500 

— 

83 085 000 





67 700 

837 500 



769 800 

— 

— 

6 700 

607 100 

— 

600 400 

— 

— 

550 600 

331 000 

219 600 

— 

— 

400 000 

993 300 

6 216 000 

— 

5 222 700 

— 

163 513 300 

7 618 900 

309 105 300 

— 

301 486 400 


— 

205 300 

559 000 

— . 

353 700 

— 

— 

5 717 300 

5 302 400 

414 900 

— 





16 700 

132 700 



116 000 

— 

— 

966 600 

23 292 600 


22 326 000 

— 

— 

10 900 

22 707 200 

— 

22 696 300 

— 

— 

4 000 

708 100 

— 

704 100 

__ 

440 369 500 

76 031 100 

1 051 159 500 

634 500 

975 762 900 






975 128 400 




63 900 


63 900 

— 

— 

2 381 100 

894 300. 

1 486 800 

— 

— 

— 

2 381 100 

958 200 

1 486 800 

63 900 





1 422 900 


— 

— 

8 200 

1 995 300 

— 

1 987 100 

— 

— 

7 400 

6 749 000 

— 

6 741 600 





24 — 


Kap. 

Bezeichnung 


Außerordentlicher 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

24 01 

24 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 



24 03 

Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland beim Euro- 
päischen Wirtschaftsrat (OEEC) in Paris und bei der FOA 
in Washington 





Zusammen .... 

— 

— 

25 01 

25 

Bundesminister für Wohnungsbau 

Bundesministerium für Wohnungsbau 

. 

841 900 000 

1 

26 01 

26 

Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte 

Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte 



26 03 

Notaufnahmelager Gießen, Uelzen und Berlin 

— 



Zusammen. . . . 

— 


27 01 

27 

Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 

— 



28 01 

28 

Bundesminister für Angelegenheiten des Bundesrates 

Bundesministerium für Angelegenheiten des Bundesrates . , . 

— 

— • 

29 01 

29 

Bundesminister für Familienfragen 

Bundesministerium für Familienfraqen 



___ 

30 01 

30 

Bundesminister für besondere Aufgaben 

Bundesminister für besondere Aufgaben 

— 

— 


— 25 


Haushalt 

Gesamtabsdiluß 

Überschuß 

Zusdiuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überseil uß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 



5 500 

5 528 600 


5 523 100 





7 000 

2 157 300 


2 150 300 



12 500 

7 685 900 


7 673 400 

- 

841 900 000 

58 079 000 

i 101 120 200 


1 043 041 200 



9 200 

14 379 200 


14 370 000 

— 

- 

2 000 

5 103 000 

— 

5 101 000 



11 200 

19 482 200 


19 471 000 

— 

- 

29 600 

29 378 800 

- 

29 349 200 

— 

- 

1 000 

630 000 

— 

629 000 

- 


200 

587 400 

— 

587 200 

- 

— 

1 000 

795 800 

— 

794 800 
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Kap. 

Bezeichnung 


Außerordentlicher 

Einnahmen 

DM 

Ausgaben 

DM 

1 

2 

3 

4 

A32 01 

32 

Bundesschuld 

Anleihe 

1 568 359 500 


32 03 

Bundesscbuldenverwaltung in Bad Homburg v.d. H 


— 

32 05 

Verzinsung 

— 

— 

32 06 

Tilgung 

— 

— 

32 07 

Zum Ankauf von Sdiuldurkunden des Bundes 

— 

— 

32 08 

Inanspruchnahme aus Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen 





32 09 

Schulden des Bundes, die nicht der Verwaltung der Bundes- 
schuldenverwaltung unterliegen 

■ — 

— 


Zusammen. . . . 

1 568 359 500 

— 

33 03 

33 

Versorgung 

Versorgung der Bundesbeamten 



33 06 

Versorgungsausgaben, die durch das Zweite Überleitungs- 
gesetz vom 21. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 774) vom 
Bund übernommen worden sind 



33 07 

Versorgung von verdrängten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes und von Angehörigen aufgelöster Dienststellen 
sowie ihrer Hinterbliebenen 



33 08 

Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht und 
der berufsmäßigen Angehörigen des früheren Reichs- 
arbeitsdienstes sowie ihrer Hinterbliebenen 

_ 



Zusammen .... 

— 

— 

35 01 

35 

Verteidigungslasten 

Verteidigungsaufwand der Bundesrepublik 



35 02 

Besatzungskosten in Berlin 

— 

— 

35 03 

Auftragsausgaben Klasse I in Berlin 

— 

— 

35 04 

Auftragsausgaben KlasSe II in Berlin 

— 

~ 

35 1 1 a 

Verteidigungsfolgekosten im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes 



77 000 000 

35 1 1 b 

Verteidigungsfolgekosten in Berlin 

— 

3 000 000 


Zusammen .... 

— 

80 000 000 

40 03 

40 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 

Kriegsfolgenhilfe 


50 000 000 

40 04 

Umsiedlung und Auswanderung 


— 

40 05 

Abführung der Ausgleichsabgaben an den Lastenausgleichs- 

— 


40 06 

fonds 

Leistungen des Bundes auf Grund des Lastenausgleichs- 
gesetzes 



40 09 

Kriegsopferversorgung 

— 

— 

40 10 

Kriegsgefangenenentschädigung 

— 

— 


Zusammen. . . . 

— 

50 000 000 

45 02 

45 

Finanzielle Hilfe für Berlin 

Allgemeine Bewilligungen 

— 

— 




— 27 — 


Haushalt 

Gesamtabschluß 

öberschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

1 568 359 500 


1 568 359 500 


1 568 359 500 


— 

— 

207 200 

62 605 800 

— 

62 398 600 

— 

— 

— 

572 953 500 

— 

572 953 500 

— 

— 

— 

234 990 000 


234 990 000 

— 

— 

— 

670 000 

— 

670 000 

— 

— 

— 

50 000 000 

~ 

50 000 000 

— 

— 

— 

594 581 600 

— 

594 581 600 

1 568 359 500 

— 

1 568 566 700 

1 515 800 900 

1 568 359 500 

1 515 593 700 





52 765 800 


— 

— 

— 

26 585 000 

— 

26 585 000 

— 

— 

— 

84 807 000 

— 

84 807 000 

— 

— 

25 250 000 

777 050 000 

— 

751 800 000 



130 000 

421 030 000 

— 

420 900 000 



25 380 000 

1 309 472 000 


1 284 092 000 




9 000 000 000 


■ 9 000 000 000 

— 

— 

1 400 OOO 

144 340 500 

— 

142 940 500 

— 

_ 

300 000 

1 1 996 700 

— 

1 1 696 700 

— 

— 

50 000 

29 861 700 

— 

29 811 700. 



77 000 000 

5 000 000 

77 000 000 



72 000 000 

— 

3 000 000 

5 000 

3 000 000 

— 

2 995 000 


80 000 000 

6 755 000 

9 266 198 900 

1 

9 259 443 900 


50 000 000 

20 602 000 

739 115 000 


718 513 000 

— 

— 

3 000 

26 627 000 

— 

26 624 000 

— 

— 

— 

2 020 000 000 

— 

2 020 000 000 

— 

— 

— 

436 000 000 



436 000 000 

— 

— 

20 022 000 

2 938 339 900 

— 

2 918 317 900 

— 

— 

— 

150 000 000 

— 

150 000 000 


50 000 000 

40 627 000 

6 310 081 900 


6 269 454 90Ü 

1 

— 

— 

800 000 000 

— 

800 000 000 



— 28 — 


Kap. 

Bezeichnung 

Außerordentlicher 



Einnahmen 

Ausgaben 



DM 

DM 

1 

2 

3 

4 


49 




Deutsche Vertretung in der Beratenden Versammlung des 




Europarates und der Gemeinsamen Versammlung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 



49 01 

Deutsche Vertretung in der Beratenden Versammlung des 




Europarates und der Gemeinsamen Versammlung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

__ 

— 


Zusammen.... 




50 




Angelegenheiten des Europarates und verwandte Gebiete 



50 02 

Allgemeine Bewilligungen ‘ 




60 




Allgemeine Finanzverwaltung 



60 01 

Steuern und Abgaben 

— 

_ 

60 02 

Allgemeine Bewilligungen 

20 000 000 

90 000 000 

60 03 

Beteiligungen des Bundes 

— 

12 000 000 

60 04 

Sonderleistungen des Bundes 

— 



Zusammen. . . . 

20 000 000 

102 000 000 


Insgesamt 

1 588 859 500 

1 588 859 500 


— 29 — 


Haushalt 

Gesamtabsdiluß 

Überschuß 

Zuschuß 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

Zuschuß 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

5 

b 

7 

8 

9 

10 



300 

351 000 


350 700 

— 


- 

2 231 000 

— 

2 231 000 



25014 500 000 


25 014 500 000 


— 

70 000 000 

350 167 200 

179 339 800 

240 827 400 

70 000 000 

— 

12 000 000 

34 500 000 

15 215 000 

31 285 000 

12 000 000 

__ 

— 

— 

272 500 000 

— 

272 500 000 


82 000 000 

25 399167 200 

467 054 800 

25286612 400 

354 500 000 





24 932 112 400 




27783 602 600 

27 783 682 600 

*/• 

•/. 





Bundesdfuckerei, Bonn 5528 11. 54 



Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 3. Dezember 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 12.Novenilber 1954 — 6 — 50103 
— 2427/54 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat In 
seiner 132. Sitzung am 3. Dezember 1954 gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, (ZU dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1955 
(Haushaltsgesetz 1955) 

die sich aus der Anlage"*) ergebenden Änderungen sowie Bemer- 
kungen und Empfehlungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Altmeier 


*) siehe nachfolgende synoptische Darstellung. 




Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushaltsplani 
für das Rechnungsjahr 1955 
(Haushaltsgesetz 1955) 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Bemerkungen und Änderungs- 
vorsdilägen des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Redinungsjahr 1955 
(Haushaltsgesetz 1955) 


A. Haushaltsgesetz 


Die in § 1 des Haushaltsgesetzes aufgeführten 
Beträge sind den nachstehenden Änderungs- 
vorschlägen entsprechend zu ändern. 


Die Stellungnahme der Bundesregierung zu 
den einzelnen Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates ergibt sich aus den nachstehenden 
Bemerkungen. 


B. Allgemeine Bemerkungen 


1. Der Bundesrat begrüßt es, daß der Ent- 
wurf des Bundeshaushaltes 1955 den ge- 
setzgebenden Organen frühzeitig vorge- 
legt wird. Leider konnten aber die für die 
Beratung dieses Haushaltsplans zweck- 
mäßigen Haxishaltsquerschnitte, Übersich- 
ten und statistischen Unterlagen dem Bun- 
desrat noch nicht vollständig zugeleitet 
werden. Infolge der kurzen Frist nach 
Art. 76 Abs. 2 GG ist es also nicht mög- 
lich, ein abschließendes Bild über den Ent- 
wurf des Bundeshaushaltes 1955 zu ge- 
winnen. 

Der Bundesrat muß sich also — wie auch 
im Vorjahre — Vorbehalten, seine Stel- 
lungnahme zum Regierungsentwurf im 
weiteren Gang des Gesetzgebungsverfah- 
rens zu ergänzen. 


Zu 1 

Die Bundesregierung hat sich bemüht, den 
gesetzlich vorgeschriebenen Fristen zur Ein- 
reichung des Haushaltsentwurfs gerecht zu 
werden. Sie strebt mit dieser Handhabung, 
die gerade für den Haushaltsentwurf 1955 
eine außergewöhnliche Anstrengung be- 
deutete, das Inkrafttreten des Haushaltsge- 
setzes mit dem Beginn des Rechnungsjahres 
an. Dem Wunsch des Bundestages entspre- 
chend ist die Einreichung des Entwurfs des 
Bundeshaushaltsplans in diesem Jahr um 
einen ganzen Monat vorverlegt worden. Die- 
ser Umstand bringt es mit sich, daß nicht 
schon anläßlich des ersten Durchgangs dem 
Bundesrat alle diejenigen Unterlagen über- 
mittelt werden können, die später in den 
Allgemeinen Vorbemerkungen zusammenge- 
faßt sind. 

Dieser Mangel muß leider in Kauf genom- 
men werden, wenn das vordringliche Ziel, die 
zeitliche Ordnung des Haushaltsablaufs, er- 
reicht werden soll. Die Bundesregierung hat 
sich gerade in diesem Jahre bemüht, über die 
in den letzten Jahren gelieferten Unterlagen 
hinaus Querschnitte und Übersichten zu lie- 
fern. Da ganz zwangsläufig die Einbringung 
des Haushaltsentwurfs der Beschlußfassung 
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2. Die Haushaltsansätze für Besoldungen und 
Vergütungen sind für das Rechnungsjahr 
1955 wiederum erhöht worden, weü die 
Zahl der Kräfte im Bundesdienst erneut 
vermehrt werden soll. Der Bundesrat 
nimmt diese Tatsache mit Bedauern und 
mit ernster Sorge zur Kenntnis. 

Die nachstehende Tabelle 

1953 1954 1955 

planmäßige Beamte 53 446 64 531 64 808 
Angestellte . . .17 163 18 433 19 135 
Arbeiter . . . . 6 895 8 127 8 418 

77 504 91 091 92 361 

zeigt, daß das Personal zwar nicht in dem 
früheren Ausmaß, wie ausdrücklich aner- 
kannt wird, aber dennoch um fast 
1300 Kräfte (ohne die rund 2000 Anwär- 
ter des Bundesgrenzschutzes) zunehmen 
soll. Nach Auffassung des Bundesrates 
sollte der Aufbau der Bundesverwaltung 
im Rechnungsjahr 1954 abgeschlossen wer- 
den. Der Bundesrat durfte deshalb er- 
warten, daß nach Überwindung der An- 
laufschwierigkeiten nunmehr durch Ra- 
tionalisierung und Vereinfachung der 
Verwaltung sowie in Auswertung der 
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im Bundeskabinett folgen muß und die für 
die Veranschlagung maßgebenden Stichtage 
nicht noch weiter zurückverlegt werden kön- 
nen, würde die Einschränkung der herkömm- 
lichen Begleitunterlagen auf die beim ersten 
Durchgang vorzulegenden Übersichten den 
Verzicht auf manche Hilfsmittel mit sich 
bringen. Auch in der bisherigen Haushalts- 
praxis (des Reichs und der Länder) ist es nicht 
möglich gewesen, diejenigen Unterlagen, die 
sich gerade auf den Beschlüssen des Bundes- 
kabinetts anläßlich der Feststellung des Haus- 
haltsentwurfs aufbauten, schon bei der par- 
lamentarischen Einbringung dieses Entwurfs 
vollständig zu beschaffen. Die Bundesregie- 
rung erklärt, daß sie sich auch weiterhin ange- 
legen sein lassen wird, den Erkenntniswert 
der dem Entwurf beizufügenden Unterlagen 
zu steigern. Sie darf aber Verständnis dafür 
erwarten, daß die Beschaffung der Unterlagen 
in vollem Umfange vor dem Beginn des 
ersten Durchgangs nicht möglich sein wird. 


Zu 2 

Die Bundesregierung hat mit großer Ent- 
schiedenheit Personalanforderungen der ober- 
sten Bundesressorts und der nachgeordneten 
Stellen abgelehnt und ebenso wie im Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1954 auch 
für 1955 die personellen Rahmen der Bundes- 
verwaltung nicht weiter ausgedehnt. Wo dies 
dennoch geschehen ist, liegen Aufgabenver- 
mehrungen solchen Umfangs vor, daß den 
Anforderungen auch durch eine Verlagerung 
des bisher bewilligten Personals nicht entspro- 
chen werden konnte. 

Die in der Tabelle angegebenen Zahlen für 
Angestellte und Arbeiter stimmen übrigens 
nicht mit den In den Einzelplänen nachge- 
wiesenen Zahlen und der dem Bundesrat vor- 
gelegten Übersicht über die im Entwurf des 
Haushaltsplans 1955 veranschlagte Zahl der 
planmäßigen Beamten, der Angestellten und 
Arbeiter überein. 

Die Vermehrung des Personals der Bundes- 
verwaltungen in den zurückliegenden Jahren 
beruht auf der vom Bundestag beschlossenen 
Verdoppelung des Bundesgrenzschutzes des 
Wiederaufbaus von notwendigen Verwal- 
tungseinrichtungen (z. B, des auswärtigen 
Dienstes und der Übernahme der Zollverwal- 


2 



Stellungnahme des Bundesrates 


Vorschläge des Bundesbeauftragten für 
Wirtschaftlichkeit im Entwurf des Haus- 
haltsplans 1953 nicht nur keine Vermeh- 
rung, sondern eine allmähliche Einschrän- 
kung des Personalbestandes sichtbar ge- 
worden wäre. Der Bundesrat erwartet, 
daß die Vorschläge des Bundesbeauftrag- 
ten für Wirtschaftlichkeit zur Personal- 
ausstattung als oberste Grenze dessen an- 
gesehen werden. 


3. Der Bundesrat hat festgestellt, daß Fort- 
setzungsraten Im Betrag von etwa 
100 Mio DM für „vermögenswirksame“ 
Ausgaben, die noch Im Haushaltsplan des 
Bundes für das Rechnungsjahr 1954 im 
außerordentlichen Haushaltsplan veran- 
schlagt waren, im Rechnungsjahr 1955 in 
den ordentlichen Haushalt übernommen 
werden sollen. Der Bundesrat verkennt 
nicht, daß bei einer großen Anzahl dieser 
„ Vermögens v/irksamen“ Ausgaben, die 
nunmehr von der Bundesregierung vorge- 
sehene Art der Veranschlagung den über- 
kommenen Grundsätzen der Haushalts- 
führung entspricht, wonach Verwaltungs- 
und Dienstbauten nach Möglichkeit aus 
Steuermitteln zu finanzieren sind. Der 
Bundesrat betrachtet auch dies als ein Zel- 
dien der weiteren Konsolidierung der 
Bundesfinanzen. 

Diese Art der Veranschlagung beweist, 
daß die von der Bundesregierung bei an- 
derer Gelegenheit den Ländern vorge- 
haltene Auffassung, zur Deckung „ver- 
mögenswirksamer Ausgaben“ seien mög- 
lichst nicht Steuermittel heranzuziehen, 
sondern außerordentliche Einnahmen zu 
erschließen, zu dogmatisch und für die 
Haushaltspraxis so wenig ergiebig Ist, wie 
die Meinung, daß derartige Ausgaben In 
Ihrem Umfang nicht in erster Linie vom 
Bedarf, sondern entscheidend von den 
Möglichkeiten der Anleihefinanzierung 
abhängig seien (Bundestagsdrucksache 480, 
S. 55 und 226). 

Die Begründung, die die Bundesregierung 
bisher zu den Inanspruchnahmegesetzen 
gegeben hat, baut auf dieser Unterschei- 
dung auf. Die nunmehr gewonnene Er- 
kenntnis sollte um so weniger vernach- 
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tung), der Schaffung neuer unentbehrlicher 
Einrichtungen (z. B. des Bundespaßkontroll- 
dienstes, des Verfassungsschutzamtes, der 
Verwaltung für Vertriebene und Flüchtlinge, 
für den Wohnungsbau, für Sozialgerichte 
usw.); insgesamt also auf der Durchführung 
der vom Grundgesetzgeber dem Bund über- 
tragenen Aufgaben. 


Zu 3 

Die im Haushaltsplan vorgenommene Um- 
stellung von Titeln des außerordentlichen 
Haushalts in den ordentlichen Haushalt be- 
deutet die Verwirklichung eines haushalts- 
wirtschaftlichen Prinzips, das auch in der 
Länderwirtschaft angewandt wird. Die Um- 
stellungen betreffen überwiegend Dienstbau- 
ten und ähnliche Verwaltungseinrichtungen. 
Es erscheint nicht zulässig, diese Im Regelfall 
nldit werbenden Anlagen durch Schuldauf- 
nahmen zu finanzieren. Eine Benachteiligung 
der Länder im Zusammenhang mit dem Bun- 
desanteil liegt in diesem Verfahren schon des- 
halb nicht, weil mindestens in dem gleichen 
Umfange auch bisherige Ansätze des ordent- 
lichen Haushalts in den außerordentlichen 
Haushalt übertragen wurden. 

Im übrigen irrt der Bundesrat, wenn er 
glaubt, daß die Bundesregierung in dieser 
Frage für ihre eigene Haushaltswirtschaft an- 
dere Grundsätze beanspruche, als sie der 
Haushaltswirtschaft der Länder zugesteht. Sie 
hat im Gegenteil — wie z. B. aus Nr. 112 der 
Regierungsbegründung zur Finanzreformvor- 
lage (Bundestagsdrucksache 480) ersiditlich — 
ausdrücklich anerkannt, daß den Ländern zur 
Finanzierung von „Investitionsaufwendungen 
für das Verwaltungsvermögen (Dienstgebäude, 
Sdiulen, Straßen, öffentliche Einrichtungen u. 
dgl.)“ Steuermittel in ausreichendem Maße 
belassen werden müssen; aber sie vertritt an- 
dererseits nach wie vor die Auffassung, daß 
die öffentliche Hand echte Investitionsmaß- 
nahmen werbenden Charakters in verstärk- 
tem Umfange in den außerordentlichen Haus- 
halt verweisen sollte, weil zur Finanzierung 
solcher Maßnahmen eine steuerliche Belastung 
der Wirtschaft sozialökonomisch auf die 
Dauer nicht verantwortet werden kann. Auch 
diese finanzpolitische Zielsetzung gilt gleich- 
mäßig für Bund und Länder; während der 
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lässigt werden, als gerade aus der Natur 
ihrer Aufgaben heraus die Länder und die 
von ihnen betrauten Gemeinden Im be- 
sonderen Maße zu „vermögenswirksamen 
Ausgaben", nämlich zu Verwaltungsbau- 
ten, Schulen und Hochschulen und ähn- 
lichem mehr gezwungen sind. Diese Aus- 
gaben würde der Bund entsprechend 
seiner diesjährigen Praxis im ordentlichen 
Haushalt veranschlagen. 


4. Die Bundesregierung hat den Bundeshaus- 
halt auf der Grundlage des Gesetzesbe- 
schlusses des Bundestages vom 19. No- 
vember 1954 zum Finanzanpassungsgesetz 
aufgestellt. Die in Abschnitt 11 niederge- 
legten Vorschläge des Bundesrates zu cfen 
Verschiedenen Einzelplänen sind auf die 
Stellungnahme des Bundesrates Im ersten 
Durchgang zu den gleichzeitig zu bera- 
tenden Gesetzen über die Finanzreform 
abgestimmt. Unter Hinweis auf die Be- 
merkungen in Abschnitt 11 wird der we- 
sentliche Inhalt der Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt zusammengefaßt: 
Die unterschiedliche Auffas- 
sung vom Bundestag und 
Bundesrat zur Frage des Er- 
satzes der Kosten der Steuer- 
verwaltung der Länder durch 
den Bund hat Auswir- 
kungen auf den Ansatz des 
Einzelplanes 08 Kap. 08 04 
TIt. 220. Dort sind nach 
Meinung des Bundesrates 
rund 350 Mio DM mehr 
zu veranschlagen als nach 
der Meinung von Bundes- 
regierung und Bundestag. 

Daraus ergibt sich eine Ver- 
schlechterung für den Bun- 
deshaushalt von 350 Mio DM. 

Die abweichende Stellung- 
nahme des Bundesrates zur 
künftigen Regelung der Aus- 
gaben für die Kriegsfolgen- 
hilfe und zu einigen anderen 
Fragen aus dem Bereich des 
Finanzanpassungsgesetzes 
könne zu einer Verschlech- 
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Bund ihr durch Verlagerung seiner Investi- 
tionsausgaben in den außerordentlichen Haus- 
halt bereits voll entsprochen hat, werden 
nunmehr auch die steuerkräftigen Länder da- 
zu übergehen müssen, den Teil ihrer vermö- 
genswirksamen Ausgaben, der wirtschaft- 
lichen Investitionscharakter hat, auf den sach- 
gerechteren Weg der Anleihe- oder Rücklage- 
finanzierung zu verweisen (vgl. S. 226 a.a.O.). 


Zu 4 

Die Bundesregierung sieht von einer Stel- 
lungnahme Im einzelnen ab, solange das 
Schicksal der Vorlage zur Finanzreform un- 
gewiß Ist. Die vom Bundesrat für den Fall 
einer Verschlechterung des Bundeshaushalts 
gemachten Vorschläge, die mit einer etwaigen 
Änderung der Gesetzentwürfe zur Finanz- 
reform Zusammenhängen, sind unannehmbar; 
sie werden unten Im einzelnen behandelt. Die 
Vorschläge des Bundesrates sind, wie allzu- 
leicht zu erkennen Ist, auf das Bedürfnis zu- 
geschnltten, dem Entwurf des Bundeshaus- 
halts 1955 einen, den Wünschen des Bundes- 
rates zur Finanzreform gemäßen Inhalt zu 
geben. 

Der Ausgleich des Entwurfs des Bundes- 
haushalts 1955 konnte nur unter den größten 
Schwierigkeiten und nur durch die Anw'en- 
dung ganz besonders einschneidender Maß- 
nahmen erreicht werden; auf der Einnahme- 
seite zwingt aber das Schlußergebnis der 
Steuerreform, auf der Ausgabeseite die No- 
velle zum Bundesversorgungsgesetz zu wei- 
teren einschneidenden Maßnahmen. Die Vor- 
stellung des Bundesrates, daß außerdem zu 
der von den Ländern angestrebten Ermäßi- 
gung des Bundeszugriffs auf die Einkommen- 
steuer und Körperschaftsteuer weitere Ab- 
striche irgendweldier Art zulässig seien, hält 
die Bundesregierung für zweckbestimmt und 
unrealistisch. 

Die Vorschläge des Bundesrates zielen offen- 
bar darauf ab, den im Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans 1955 mit 40 v. H. angesetzten 
Bundesanteil an der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer auf 36 v. H. zu 
senken. Die Bundesregierung ist nicht der 
Ansicht, daß diese Möglichkeit auch nur in 
Erwägung gezogen werden kann, wenn die 
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terung des Bundeshaushalts 

bis zu 50 Mio DM 

führen. 

Dieser Verschlechterung in 

Höhe von Insgesamt . . . 400 Mio DM 

steht eine Ersparnis in 

Höhe von rund 275 Mio DM 

gegenüber; denn im Bundes- 
haushalt sind bei Kap. 40 06 
Tit. 600 als Zuschuß des 
Bundes an den Ausgleichs- 
fonds u. a. die gesamten 
Beiträge veranschlagt, die 
nach § 6 Abs. 3 LAG bisher 
von Bund und Ländern im 
Verhältnis 1 : 2 gemeinsam 
getragen wurden. Einer Än- 
derung des § 6 Abs. 3 LAG 
wird vom Bundesrat in sei- 
ner Stellungnahme zum 
Finanzanpassungsgesetz wi- 
dersprochen. Demgemäß ist 
der Ansatz bei Kap. 40 06 Tit, 

600 um den Länderbeitrag, 
der in Zukunft erhalten 
bleiben soll, zu kürzen. Es 
verbleibt demnach einstwei- 
len noch eine Verschlechte- 
rung des Bundeshaushalts 
In Höhe von 125 Mio DM. 

Wie aus den Bemerkungen 
in Abschnitt II weiter zu er- 
sehen ist, ist der Bundesrat 
der Auffassung, daß fol- 
gende bedeutsame Ansätze 
des Bundeshaushalts zu 
ändern sind: 

Einzelplan 60 Kap, 60 01 
Tit. St 10 Zölle: 

Der Ansatz ist von 1500 Mio 
DM auf 1650 Mio DM zu 
erhöhen. 

Verbesserung 150 Mio DM. 

Einzelplan 08 Kap. 08 04 
Tit. 352 

Einzelplan 32 Kap. 32 05 
Tit, 683 

Einzelplan 60 Kap. 60 04 
Tit. 315 

Die Ansätze für Leistungen 
nach dem Kriegsfolgen- 


dem Bund nach Gesetz und Verfassung zu- 
kommenden Aufgaben erfüllt werden sollen. 
Bei allem Verständnis für die Finanzlage der 
Länder, die durch die Steuerreform gegenüber 
den ursprünglichen Anschlägen einen noch 
höheren Betrag als der Bund verlieren, unter- 
streicht die Bundesregierui^ nochmals ihre 
Überzeugung, daß der von ihr geforderte 
Bundesanteil keine Gefährdung der vordring- 
lichen Länderaufgaben bedeutet; sie verweist 
in diesem Zusammenhang auf S. 75/76 
und 226 der Bundestagsdrucksache 480. 
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Schlußgesetz im Rechnungs- 
jahr 1955 von 50 + 50 + 100 
= insgesamt 200 Mio DM 
sind aus haushaltstechni- 
schen Gründen um die 
Hälfte von Insgesamt 100 
Mio DM zu Renken. 
Verbesserung 

Einzelplan 12 Kap. 12 02 
Tit. 531: 

Liquiditätshilfe für die 
Deutsche Bundesbahn 200 
Mio DM. Der Betrag ist 
in den außerordentlichen 
Haushalt zu verweisen. 
Verbesserung 

Einzelplan 32 Kap. 32 05 
Tit. 681: 

Verzinsung der zur vor- 
übergehenden Verstärkung 
der Betriebsmittel der Bun- 
deshauptkasse aufgenom- 
menen Mittel. 

Statt dieses als Leertitel 
ausgebrachten Ansatzes ist 
ein Einnahmetitel zu schaf- 
fen mit der Zweckbestim- 
mung Einnahmen aus der 
Verzinsung vorübergehend 
angelegter Kassenmittel des 
Bundes und mit einem An- 
satz von 50 Mio DM. 
Verbesserung 

Einzelplan 10 Kap. 10 02 
Tit. 67: 

Abschöpfung von Preis- 
unterschieden bei Lebens- 
mitteleinfuhren. Der Ein- 
nahmeansatz von 383 Mio 
DM Ist auf rund 400 Mio 
DM zu erhöhen. 
Verbesserung 

Einzelplan 33 Kap. 33 07 
Tit. 150, 152 und 153: 

Die Ausgabeansätze sind 
entsprechend der Entwick- 
lung der Istausgaben im 
Redmungsjahr 1954 um 
etwa 50 Mio DM zu senken. 
Verbesserung 


100 Mio DM. 


200 Mio DM. 


5 OMI 0 DM. 


17 Mio DM. 


50 Mio DM. 
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Die vorstehenden Verbesserungen belau- 
fen sich auf insgesamt 567 Mio DM. Dem- 
gegenüber ergeben sich aus den Vor- 
schlägen 'des Biundesrates Verschlechterun- 
gen in Höhe von 125 Mio DM, so daß 
eine Verbesserung von 442 Mio DM ver- 
bleibt. Unter Zugrundelegung des von 
der Bundesregierung auf 10,7 Mrd DM 
geschätzten Aufkommens für die Ein- 
kommensteuer und die Körperschaftsteuer 
entspricht der Betrag von 442 Mio DM 
reichlich^ 4 v. H., der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer — 428 MioDM. 
Demgemäß wäre der Ansatz bei Einzel- 
plan 60 Kap. 60 01 Tit. St 9 von 4280 Mio 
DM um 428 Mio DM auf 3852 Mio DM 
zu kürzen. 

5. Ebensowenig wie der Bund vermögen 
sich die Länder und ihre Gemeinden der 
zwangsläufigen Steigerung des Finanz- 
bedarfs zu entziehen. Unumgängliche 
Mehrausgaben werden auf dem Gebiete 
der Personalausgaben erwachsen, die durch 
die Lohnbewegungen der jüngsten Zeit 
ausgelöst worden sind und die erst im 
Redinungsjahr 1955 voll zur Auswirkung 
kommen werden. Auch die Steigerung der 
Baukosten wird mancherorts zu Ver- 
teuerungen führen. Einsparungsmöglich- 
keiten von Gewicht sind für die Länder 
nicht gegeben. Der soziale Wohnungsbau 
muß in gleichem Umfange wie bisher ge- 
fördert werden. Er verträgt keine finan- 
ziellen Abstriche. Der Ausbau der unzu- 
länglichen Verkehrswege, die zum großen 
Teil von den Ländern und den Gemein- 
den zu unterhalten sind, verlangt gebie- 
terisch den Einsatz höherer Mittel als bis- 
her, wenn der Abstand zwischen dem Aus“ 
bau des Straßennetzes und der Entwick- 
lung des Kraftverkehrs nicht wachsen soll. 
Auf dem Gebiete des Schulwesens und der 
Jugendpflege müssen im Interesse der 
kommenden Generation von Ländern 
und Gemeinden nach wie vor sehr hohe 
Mittel eingesetzt werden. Die Voraus- 
setzungen für den Lehrbetrieb auf den 
deutschen Hochschulen und die Ausgaben 
für die wissenschaftliche Forschung rei- 
chen trotz aller Anstrengungen der Län- 
der immer noch nicht aus. Der Nachhol- 
bedarf infolge versäumter Aufwendungen 
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Zu 5 

Die Finanzlage des Bundes kann sich mit 
den günstigen Verhältnissen der steuerkräfti- 
gen Länder nicht entfernt vergleichen. So- 
weit sich bei einzelnen finanzschwachen Län- 
dern durch die geplante Bundesbeteiligung an 
der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 
Schwierigkeiten ergeben, werden sie im Rah- 
men des Finanzausgleichs beseitigt, dessen In- 
tensivierung nicht zuletzt aus diesem Grunde 
von der Bundesregierung angestrebt und vom 
Bundestag beschlossen worden ist. Eine Ver- 
besserung der Haushaltslage der schwächeren 
Länder kann nach den Grundsätzen der föde- 
rativen Verfassung nicht zu Lasten des Bun- 
des gehen. 

Der rechnungsmäßige Fehlbetrag des Bun- 
des nach Abschluß des Rechnungsjahres 1953 
beträgt, trotz der großen Ersparnisse im Ver- 
teidigungshaushalt, über 2 Mrd DM. Viele 
dringliche Anforderungen mußten im Hin- 
blick auf dieses Defizit, zu dessen Deckung 
auch der Haushaltsentwurf 1955 nichts ein- 
setzt, abgewiesen werden. 

In einem Augenblick, in dem die finanziel- 
len Erfordernisse der Wiederaufrüstung an 
den Bund herantreten, kann davon Abstand 
genommen werden, den vom Bundesrat ge- 
nannten Länderaufgaben, die übrigens zum 
Teil aus Bundesmitteln gefördert werden, die 
Bundesaufgaben gegenüberzustellen. Die Bun- 
desregierung besitzt zur Deckung dieser Er- 
fordernisse keine Reserven; die Angemessen- 
heit der bisher veranschlagten Verteidigungs- 
leistungen ist ihr von alliierter Seite bestrit- 
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während der Kriegsjahre ist immer noch 
nicht befriedigt. Die großen Aufgaben der 
Länder, insbesondere auf dem Gebiete der 
Flurbereinigung, der Bodenkultur und 
der ‘Wasserwirtschaft harren noch der 
Lösung. 

Bei der Beurteilung der Haushaltslage der 
Länder darf nicht übersehen werden, daß 
sich bereits einige Länder in einer Defizit- 
wirtschaft befinden. Insbesondere aber 
wirkt sich die Steuerreform, deren Kern- 
stück die Senkung der Einnahmen aus der 
Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer ist, auf die Haushalte ider Länder 
aus. Der Länderanteil an diesen Steuern 
wird Im Rechnungsjahr 1954 voraussicht- 
lich 7,440 Mrd DM betragen. Er würde 
durch die Steuerreform und nach den 
Vorschrägen der Bundesregierung zur 
Höhe des Bundesanteils auf 6420 Mio DM 
sinken. Das würde einen Ausfall von über 
1 Mrd DM für die Länder bedeuten, den 
sie nicht tr.agen können. Schon das Zu- 
rückgehen der Einnahmen aus der Einkom- 
mensteuer und der Körperschaftsteuer be- 
deutet für die Länder ein hartes Opfer und 
zwingt sie zu einschneidenden Maßnahmen 
in ihren Haushalten. Ein Ausweichen auf 
die Anleihefinanzierung erscheint In diesem 
Umfange nicht möglich, ohne die Gesun- 
dung des Kapitalmarktes zu gefährden 
und ohne mit den Anleihebedürfnissen 
der Wirtschaft und des Bundes In Kon- 
kurrenz zu treten. Die Kreditmarkt- 
schulden der Länder belaufen sich zur Zeit 
auf rund 2,5 Mrd DM (BMF vom 3. Sep- 
tember 1954 II C — Vw 1130 — 9/54). 
Sie sind doppelt so hoch wie die des Bun- 
des (rund 1150 Mio DM: BdL — Bericht 
Oktober 1954 S. 91). Die Verschuldung 
der Länder stammt weithin aus Anleihe- 
aufnahmen in den Jahren 1953 und 1954, 
also aus einem Zeitraum, In dem der Bund 
seine außerordentlichen Haushalte durch 
Überschüsse des ordentlichen Haushalts 
finanzieren konnte, seine Fehlbeträge ab- 
gebaut und Haushaltsüberschreitungen 
großen Umfangs, insbesondere für die 
Schuldentilgung, in erheblichem Umfange 
vorgenommen hat. 

Der Bundesrat behält sich seine Stellung- 
nahme zu der Höhe der Inanspruchnahme 
des Aufkommens bei der Einkommen- 
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ten worden. Aber auch die sonstigen Auf- 
gaben des Bundes, vornehmlich auf dem Ge- 
biet der Sozialleistungen, des Verkehrswesens 
usw., lassen keine Senkung der veranschlag- 
ten Ansätze zu. Besonders der Sozialhaushalt 
des Bundes ist weiter In fühlbarem Ansteigen. 
Bei seiner Bedeutung für die innere Ausge- 
glichenheit der Bundesrepublik scheint das 
Verlangen einer, gegenüber dem Vorjahr, im 
finanziellen Effekt nicht gesteigerten Heran- 
ziehung der Länder nicht unangemessen. 
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Steuer und der Körperschaftsteuer durch 
den Bund im Rechnungsjahr 1955 in aller 
Form vor, zumal die Auswirkungen der 
Steuerreform und die Regelung der Fra- 
gen zur Finanzreform noch nicht bekannt 
sind. 


C. Bemerkungen zu den Einzelplänen 


L Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzlei — 

Kap. 04 03 — Presse- und Informatibnsamt der Bundesregierung — 

Tit. 101 bis 111 — Personalausgaben — 

Nach einer eingehenden Organisationsprüfung 
hat der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlich- 
keit in der Verwaltung den Personalbedarf 
des Presse- und Informationsamtes ermittelt. 

Der Bundesrat stellt mit Besorgnis fest, daß 
der im Gutachten ides Bundesbeauftragten 
vorgeschlagene Rahmen für die Personalaus- 
stattung durch die für 1955 vorgesehene Per- 
sonalvermehrungerheblich überschritten wird, 
ohne daß sich der Aufgabenkreis des Amtes 
Inzwischen erweitert hat. 


Die Bundesregierung nimmt von diesen Aus- 
führungen Kenntnis. 


IL Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

Kap. 05 01 — Auswärtiges Amt — 


Tit. 101 bis 111 - 

Der Stellenplan des Auswärtigen Amtes für 
das Rechnungsjahr 1955 ist noch nicht auf ge- 
stellt worden, weil das Gutachten des Bundes- 
beauftragten für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung über den Kräftebedarf abgewar- 
tet werden soll. Der Bundesrat erwartet, daß 
die nach eingehender Organisationsprüfung 
in diesem Gutachten ermittelte Stellenzahl 
als obere Grenze des künftigen Stellenplans 
berücksichtigt und nicht überschritten werden 
wird. 


Personalausgaben — 

Die Bundesregierung nimmt von diesen Aus- 
führungen Kenntnis. 
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Kap. 05 03 — Vertretungen des Bundes ini Ausland — 

Tit. 101 bis 111 — Personalausgaben — 

Solange die politischen Beziehungen zu den Die Bundesregierung nimmt von diesen Aus- 
Ostblockstaaten noch nicht wieder aufgenom- führungen Kenntnis, 
men werden können, betrachtet der Bundes- 
rat den Aufbau der Auslandsvertretungen 
mit der für das Rechnungsjahr 1955 vorge- 
sehenen Personalvermehrung als abgeschlossen. 


Tit. 710 — Erwerb von Grundstücken für die räumliche Unterbringung der Vertretun- 
gen des Bundes im Ausland — 


Dieser Titel gibt idem Bundesrat zu folgen- 
den allgemeinen Bemerkungen Anlaß: 

Der Bundesrat gibt der Erwartung Ausdruck, 
daß die deutschen Bemühungen um Auf- 
hebung oder Lockerung der gegen das deut- 
sche Vorkriegsvermögen gerichteten aus- 
ländischen Besdilagnahmegesetzgebung beson- 
derem Verständnis derjenigen Staaten begeg- 
nen werden, mit denen die Bundesrepublik 
sich in der Verteidigung gemeinsamer Ideale 
und Grundsätze einig weiß. 

Er begrüßt insbesondere die in dem Sdiluß- 
kommunique anläßlich des Besuches des Herrn 
Bundeskanzlers in Washington zum Aus- 
druck gebrachte Bereitschaft der Vereinigten 
Staaten, in eine gemeinsame Prüfung mit dem 
Ziele einer befriedigenden Regelung einzu- 
treten. 

Der Bundesrat ist ferner der Überzeugung, 
daß nunmehr der Zeitpunkt gekommen ist, 
das deutsche diplomatisch-konsularische 
Eigentum im Ausland an die Bundesrepublik 
zurückzugeben, soweit dies noch nicht ge- 
schehen ist. 


Die Bundesregierung nimmt von diesem 
unterstützenden Hinweis dankbar Kenntnis. 
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IIL Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Kap. 06 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 616 — Förderung der deutsdien wissenschaftlidien Forschung — 

Der Ansatz ist auf 1 571 000 DM zu ermäßi- Die Bundesregierung bleibt bei ihrem Ansatz, 
gen. Die Kürzung erscheint zugunsten der 
Erhöhung der Tit. 619 und 636 aus Deckungs- 
gründen an dieser Stelle mit Rücksicht darauf 
geboten, daß es sich um einen Dispositions- 
fonds handelt. 


Tit. 617 — Zur Förderung von Schwerpunkten In der deutschen wissenschaftlichen 

Forschung — 

Der Bundesrat erhebt Bedenken gegen die Auf die Erhöhung der Flaushaltsansätze 

Erhöhung dieses Titels von 10 Mio DM auf kann nach Auffassung der Bundesregierung 

15 Mio DM; falls eine Erhöhung der For- nicht verzichtet werden. Die Erhöhung bei 

schungsmittel des Bundes in Betracht gezo- Tit; 617 (statt 615) wird von der Bundes- 
gen werden sollte, sollte diese Erhöhung bei regierung bevorzugt. 

Tit. 615 — Zuschuß für die deutsche For- 
schungsgemeinschaft in Bad Godesberg . — 
vorgenommen werden. 


Tit. 619 — Zuschuß an das Institut für Zeitgeschichte in München — 

Es ist der Ansatz des Bundeshaushalts 1954 Die Bundesregierung hält an dem bisherigen 
einzustellen. Ansatz fest. 

Die Herabset5:ung des Zuschusses durch Ein- 
bau der vom Vorjahr übernommenen vier- 
prozentigen Kürzung erscheint nidit ange- 
bra.cht, da die gegenwärtige Finanzierung 
ohnehin nicht ausreicht. 


Tit. 624 — Zur Förderung des Studiums von Ausländern an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen — 

Der Bundesrat empfiehlt die Zweckbestim- Die Bundesregierung nimmt von dieser 

mung durch Streichung der Worte „den Empfehlung Kenntnis und wird sie prüfen, 

wissenschaftlichen^' auf die ausländischen Stu- 
dierenden aller Fakultäten auszudehnen, um 
auch die ausländischen Studierenden an deut- 
schen Musik- und Kunsthochschulen bei der 
Vergabe von Stipendien zu berücksichtigen. 
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Tit. 632 — Zur Förderung von methodischen Untersudiungen und Tagungen über 
Grundfragen der staatsbürgerlichen Erziehung — 

Der Bundesrat hat bereits zum Haushaltsplan Die Bundesregierung hält, ebenso wie in 

für die Rechnungsjahre 1953 und 1954 Strei- den Vorjahren, auch für das Rechnungsjahr 

chung dieses Titels beantragt. Er wiiederholt 1955 besondere Haushaltsmittel für erforder- 

diesen Antrag, da Maßnahmen der vorge- lieh, da die Klärung von Grundfragen der 

sehenen Art Ländersache sind. Soweit eine staatsbürgerlichen Erziehung nicht Sache der 

Tätigkeit des Bundes auf diesem Gebiet er- Bundeszentrale für Heimatdienst, sondern 

forderlich erscheint, sollte sie sich ausschließ- des Bundesministeriums des Innern ist. 

lieh über die Bundeszentrale für Heimatdienst 
abwickeln. 


Tit. 636 — Förderung der Arbeit der Deutschen Unesco-Kommission in Köln und 
Zuschüsse an die Unesco-Instltute der Jugend für Pädagogik und für 

Sozialwissenschaften — 

Es ist der Ansatz des Bundeshaushalts 1954 Die Bundesregierung bleibt bei ihrem Ansatz, 
einzustellen. 

Mit Rücksicht auf die Bedeutung der Arbeit 
der angeführten Institute erscheint eine Ein- 
schränkung ihrer Förderung durch Kürzung 
der Förderungsmittel nicht angebracht. 


Tit. 641 — Zuschüsse zur Erhaltung und zum Wiederaufbau von Kulturbauten mit 

besonderer nationaler Bedeutung — 

Der Bundesrat beantragt, den Ansatz von An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

278 400 DM zu streichen; er vertritt hierbei Es werden nur Objekte von allgemein deut- 

den Standpunkt, daß der Erhaltung der Kul- scher und besonderer nationaler Bedeutung 

turbauten besondere Bedeutung zukommt, bezuschußt, die durch Kriegseinwirkungen 

daß die denkmalspflegerische Aufgabe aber zerstört oder beschädigt worden sind. Die 

ausschließlich Ländersache ist. Im übrigen Beteiligung des Bundes entspricht auch dem 

steht der verhältnismäßig kleine Betrag in Wunsdi der Kostenträger, dem sich die Bun- 

keinem Verhältnis zu den erheblichen Sum- desregierung nicht verschließen kann, 

men, die die Länder für diesen Zweck auf- 
bringen. 


Tit. 643 — Beteiligung an der Wiederherstellung jüdischer Friedhöfe — 

Der Ansatz Ist auf 300 000 DM zu erhöhen. Die Bundesregierung bleibt bei ihrem Ansatz. 
Die Wiederinstandsetzung zerstörter und die 
Instandhaltung überalterter jüdischer Fried- 
höfe, Insbesondere In Gemeinden, in denen 
keine oder nur noch wenige Juden mehr 
leben, ist eine moralische Pflicht. Zu ihrer 
Erfüllung bedürfen die Gemeinden, denen 
eine gesetzliche Unterhaltungsverpflichtung 
nicht obliegt, finanzieller Unterstützung. 
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Tit. 650 — Zuschüsse zur Förderung des Blutspendewesens (neu) — 

Der Bundesrat empfiehlt, die Erläuterungen 
zu diesem Titel wie folgt zu fassen: „Das 
Blutspendewesen In der Bundesrepublik ist 
gegenüber dem Ausland weit zurückgeblieben. 

Die bisher errichteten Blutspendezentralen 
können nur einige Gebiete der Bundesrepu- 
blik versorgen. Die Bewilligung der Bundes- 
mittel wird im Benehmen mit den für das 
Gesundheitswesen zuständigen obersten Lan- 
desbehörden erfolgen."" 


Tit. 952 (neu) 

Es ist eine besondere Position (Leertitel) für Die Bundesregierung wird die Anregung 
die Wiedererrichtung des zerstörten Denk- wohlwollend prüfen, 
mals Gustav Stresemanns in Mainz einzu- 
setzen. 


Kap. 06 13 — Bundesarchiv in Koblenz — 

Tit. 600 — Zuschuß für das Berliner Hauptarchiv — 

Der Bundesrat empfiehlt, den Sperrvermerk Die Bundesregierung ist mit dem Wegfall 
bei diesem Titel zu streichen, da nach dem des Sperrvermerks einverstanden, 
nunmehr erfolgten Abschluß der Verhand- 
lungen zwischen der Bundesregierung und 
dem Senat in Berlin für die Beibehaltung des 
Sperrvermerks keine Veranlassung mehr be- 
steht. 


IV. Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

Kap. 07 05 — Deutsches Patentamt in München — 

Tit. 101 bis 111 — Personalausgaben — 

Der Bundesrat behält sich seine Stellung- Die Bundesregierung nimmt von dem Vor- 
nahme zu den Personalausgaben vor, bis der behalt Kenntnis. 

Bericht des Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit über die Organisationsprüfung 
beim Deutschen Patentamt vorliegt. 


Die Bundesregierung ist mit der Neufassung 
der Erläuterungen einverstanden. 
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V. Einzelplan 08 — Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen — 

Kap. 08 04 — Bundesfinanzverwaltung — 

Tit. 220 — Verwaltungskostenerstattung — 


Der Ansatz ist (um rund 350 Mio DM) auf 
363 047 300 DM zu erhöhen. Zur Begrün- 
dung wird auf die Vorschläge des Bundes- 
rates zum Finanzanpassungsgesetz verwiesen. 
Nach diesen Vorschlägen hält es der Bundes- 
rat für erforderlich, den Ländern auch in Zu- 
kunft die Ausgaben für ihre Steuerverwaltung 
zur Hälfte pauschal zu ersetzen mit der Maß- 
gabe, daß die Pauschale auf Grund der Ist- 
ausgaben der Länder im Rechnungsjahr 1953 
(625 Mio DM) zu errechnen ist und in dem 
Verhältnis zu senken oder zu erhöhen ist, 
in dem sich das Aufkommen der von den 
Ländern verwalteten Bundessteuern des je- 
weiligen Rechnungsjahres zu dem Aufkom- 
men aus diesen Steuern im Recäinungsjahr 
1953 verhält. Bei dieser Art der Berechnung 
ergibt sich für das Rechnungsjahr 1955 ein 
Betrag in der Größenordnung von 350 Mio 
DM. 


Die Bundesregierung beharrt auf dem bis- 
herigen Ansatz. Zur Begründung wird auf die 
Vorschläge der Bundesregierung zur Finanz- 
reform verwiesen. Der von den Ländern ge- 
forderte Betrag steht in keinem angemes- 
senen Verhältnis zu dem durch den Bundes- 
anteil und die Bundessteuern entstehenden 
Aufwand bei den Finanzbehörden der Länder. 


Kap. 08 04 — Bundesfinanzverwaltung — 

Tit. 352 — Leistungen auf Grund des Kriegsfolgenschlußgesetzes 
(nicht verbriefte Forderungen) — 

(Damit im Zusammenhang: Einzelplan 32 — Bundesschuld — Kap. 32 05 Tit. 683 und 
Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — Kap. 60 04 Tit. 315) 


Bei den drei genannten Titeln sind insge- 
samt 200 Mio DM für Verpflichtungen des 
Bundes auf Grund des Kriegsfolgenschluß- 
gesetzes veranschlagt. Das Kriegsfolgenschluß- 
gesetz ist von der Bundesregierung bisher 
noch nicht verabschiedet worden. Die in die- 
sem Gesetz zu regelnde Materie wird in den 
gesetzgebenden Körperschaften des Bundes 
zu eingehenden Erörterungen führen, so daß 
dieses Gesetz frühestens gegen Mitte des 
Rechnungsjahres 1955 in Kraft treten wird. 
Nach seinem Inkrafttreten bedarf es wie bei 
allen zur Liquidation des Krieges erlassenen 
Gesetzen einer Anlaufzeit zur Durchführung 
und Ausführung des Gesetzes. Es ist deshalb 


Dem Wunsch des Bundesrates kann nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht ent- 
sprochen werden. Die an dem baldigen Erlaß 
des Kriegsfolgenschlußgesetzes Interessierten 
in- und ausländischen Bevölkerungskreise 
können nach den bisherigen Zusicherungen 
der Bundesregierung erwarten, daß der ver- 
anschlagte Betrag von 200 Mio DM für 

a) die Zahlungen an Inhaber verbriefter For- 
derungen gegen das Reich, 

b) Zahlungen an die Gläubiger gewisser un- 
ver*brlefter Forderungen an das Reich, 

c) Härteleistungen an gewisse Geschädigten- 
gruppen, Insbesondere die durch Demon- 
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nicht anzunehmen, daß erhebliche Teile der 
Verpflichtungen aus idiesem Gesetz bis zum 
31. März 1956 ausgezahlt werden können. 
Der Bundesrat ist daher der Ansicht, daß die 
Ansätze bei den vorgenannten Titeln insge- 
samt halbiert werden sollten. Das Prinzip der 
Jährlichkeit des Haushalts zwingt die Länder 
bei ider Bemessung ihrer^ Haushaltsansä-tze für 
welchen Zeitraum zu einer strengen Prüfung 
sie Mittel für die in Frage kommenden Aus- 
gaben in Ihre Haushalte einsetzen müssen. 
Denselben strengen Maßstab glaubt auch der 
Bundesrat bei der Gestaltung des Bundes- 
haushalts fordern zu müssen. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


tage und die Wegnahme des Auslandsver- 
mögens Geschädigten, 

auch dann voll ausgeschöpft wird, wenn sich 
die Verkündung des Kriegsfolgenschlußgeset- 
zes in das Rechnungsjahr 1955 hineinzieht. 
Die Bundesregierung ist bemüht, die Arbeit 
am Entwurf des Kriegsfolgenschlußgesetzes 
demnächst abzuschließen. Mit einer Senkung 
der bisher in den Entwurf eingestellten Be- 
träge während der parlamentarischen Bera- 
tung ist nicht zu rechnen. 


VL Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 

Kap. 09 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 305 — Pauschbeträge zur Abgeltung von Sonderaufträgen 
an wirtschaftswissenschaftliche Forschungsinstitute — 


Es ist der Ansatz des Bundeshaushalts 1954 
einzustellen. 

Eine Erhöhung der Pauschbeträge zur Abgel- 
tung von Forschungsaufträgen ersdieint weder 
angezeigt noch erforderlich. 


^ Tit. 609 

Der Ansatz ist zu streichen und in den dafür 
zuständigen Einzelplan 08 einzustellen. 

Dieser Ansatz gehört nicht in den Einzelplan 
des Bundeswlrtsdiaftsministeriums, sondern 
in den des Bundesfinanzministeriums, Es han- 
delt sich hier nicht um eine wirtschaftliche 
Förderungsmaßnahme, sondern um einen Zu- 
schuß an ein Unternehmen, dessen Anteile sich 
im Eigentum des Bundes befinden. Deshalb 
Ist der Zuschußbetrag im Einzelplan 08 aus- 
zuweisen. Die Zuschüsse an .den Kupferberg- 
bau Sontra waren auch früher im Haushalt 
des Finanzministeriums ausgebracht. Die be- 
antragte Streichung im Einzelplan 09 soll 
somit nur dem Grundsatz der Haushaltsklar- 
heit entsprechen; die Notwendigkeit und die 
Höhe des Zuschusises sollen dadurch nicht be- 
rührt werden. 


Die Bundesregierung hält an dem Haus- 
haltsansatz von 1,2 Mio DM fest, da die zu 
finanzierenden Aufgaben wesentlich ange- 
wachsen sind. 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 
Es ist im übrigen unzutreffend, daß der An- 
satz früher im Haushalt des Bunidesfinanz- 
ministeriums ausgebradit war. 


— Zuschuß an die Kurhessischer Kupferschiefer Bergbau GmbH Sontra — 


lö 



Stellungnahme de s Bundesrates 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Kap. 09 05 — Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft in Frankfurt (Main) — 


Der Bundesrat weist zur Einnahmeseite 
darauf hin, daß es durchaus üblich ist, daß 
der Staat für hoheitsrechtliche Handlungen, 
die zugunsten bestimmter Wirtschaftskreise 
vorgenommen werden, Gebühren erhebt. 
Diese Gebühren sollen der Deckung der ent- 
standenen Kosten dienen. Der Bundesrat hat 
hierauf bereits in früheren Haushaltsjahren 
zum Haushalt der Bundesstelle für den 
Warenverkehr der gewerblichen Wirtschaft 
in Frankfurt hingewiesen. Der Erlaß von ent- 
sprechenden Gebührenvorschriften erscheint 
daher geboten. 


Die Bundesregierung nimmt von dem Hin- 
weis Kenntnis. Die Angelegenheit wird zur 
Zeit erneut geprüft. 


Kap. A 09 01 — Bundesministerium für Wirtschaft — 

Tit. 530 — Darlehen für Investitionen in der demontagegeschädigten Wirtsdiaft (neu) — 


Unter Tit. 530 ist der folgende neue Ansatz 
einzufügen: 

„Tit. 530 Darlehen für Investitionen in der 
demontagegeschädigten Wirtschaft 
100 000 000 DM“ 

Die Beseitigung der Demontageschäden ist 
nach wie vor ein volkswirtschaftlidies Problem 
ersten Ranges. Sie ist unabdingbare Voraus- 
setzung für die Bildung gleicher Wettbewerbs- 
verhältnisse innerhalb der Montanunion und 
für die Sicherung und Ausweitung der deut- 
schen Ausfuhr. Es besteht ferner ein dringen- 
des Interesse daran, demontierte Betriebe aus 
dem Kreis der bisher verbotenen und künftig 
wieder erlaubten Industrie bald wieder auf- 
zubauen. 

Als Kreditbedarf der demontagegeschädigten 
Wirtschaft sind vom Bundesministerium für 
Wirtschaft für das Jahr 1954 300 Mio DM 
und für das Jahr 1955 200 Mio DM aner- 
kannt worden. Die für die Jahre 1954 und 
1955 verplanten oder vorgesehenen Bundes- 
bürgschaften, ERP -Kredite, Steg-Mittel und 
Leistungen nach dem Kriegsfolgenschlußgesetz 
reichen insgesamt nicht aus, diesen Bedarf zu 
befriedigen. Die demontagegeschädigte Wirt- 
schaft ist deshalb dringend auf die Gewäh- 
rung von Krediten aus dem Bundeshaushalt 
angewiesen. Vielen Unternehmen ist es nicht 
möglich, Bankkredite aufzunehmen, weil die 


Ein gleicher Antrag ist schon im Vorjahr be- 
handelt worden. Die damals in Aussicht ge- 
stellten Bundesbürgschaften für die Eigen- 
tümer demontagegeschädigter Betriebe sind in- 
zwischen bereitgestellt worden. Der Ansatz 
von 100 Mio DM im außerordentlichen Teil 
des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1953 ist als Ausgaberest übertragen und be- 
steht noch. Eines neuen Haushaltsansatzes 
bedarf es nicht, da er nur die gleiche haus- 
haltsrechtliche Lage schafft. 
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Betriebe noch nicht in Gang gesetzt werden 
konnten oder weil die Zinsen hierfür zu hoch 
sind. Die Aufbringung der benötigten Mittel 
durch Anleihen scheitert an der Schwierigkeit, 
Anleihen für diese Zwecke auf dem Kapital- 
markt unterzubringen. 

Von den im außerordentlichen Haushalt 
1953 veransdilagten 100 Mio DM sind bis 
jetzt noch keinerlei Mittel bereitgestellt wor- 
den. Es ist deshalb notwendig, diesen Betrag 
111 den außerordentlichen Haushalt 1955 er- 
neut einzustellen. Darauf könnte nur unter 
der Voraussetzung verzichtet werden, daß die 
Gewähr gegeben ist, daß die im Haushalt 
1953 vorgesehenen Kreditbeträge demnächst 
bewilligt werden. 


Tit. 535 — Darlehen zur Finanzierung überseeischer Niederlassungen 
des Außenhandels (neu) — 


Unter Tit. 535 ist der folgende neue Ansatz 
einzufügen: 

„Tit. 535 — Darlehen zur Finanzierung über- 
seeischer Niederlassungen des 
Außenhandels . . 5 000 000 DM“ 
Für Darlehen zur Finanzierung von Auslands- 
niederlassungen ist im Haushaltsplan 1955 
kein Beitrag vorgesehen worden. Es ist jedoch 
erforderlich, für diese Zwecke im außerordent- 
lichen Haushalt einen Betrag von 5 Mio DM 
einzusetzen, und zwar auch, wenn man davon 
ausgeht, daß aus ERP-Mitteln im Haushalts- 
jahr 1955 ein gleicher Betrag von 5 Mio DM 
eingestellt ist. Der Aufbau eines ausgedehnten 
Netzes an Auslandsniederlassungen ist aus 
volkswirtschaftlichen Gründen dringend gebo- 
ten. Ohne diese Niederlassungen ist es der 
deutschen Außenwirtschaft nicht möglich, sich 
gegen die immer stärker werdende kapital- 
kräftige ausländische Konkurrenz auf den 
Absatzmärkten in Übersee durchzusetzen, um 
das bisherige Exportvolumen aufrechterhal- 
ten und steigern zu können. Die gleiche Be- 
deutung wie für den Export kommt den eige- 
nen Auslandsniederlassungen auch für die 
Einfuhr zu. Die bisher für den Aufbau und 
die Finanzierung von Auslandsniederlassun- 
gen zur Verfügung gestellten ERP-Mittel 
reichen allein nicht aus, um allen für die 
Finanzierung von Auslandsniederlassungen 
gestellten Anforderungen zu genügen. 


Die Bundesregierung hat die Frage in voller 
Würdigung des hinter dem Antrag stehenden 
wichtigen, volkswirtschaftlichen Bedürfnisses 
geprüft. Sie glaubt, durch Bundesbürgschaften 
diesem Bedürfnis gerecht werden zu können. 
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Die Bedingung des ERP, die ERP-Mittel je- 
weils durch Landesmittel in gleicher Höhe 
aufzustocken, bestätigt nur, daß der Umfang 
der bundesseitig zur Verfügung stehenden 
Mittel zu gering ist, um den augenblicklich 
dringendsten Anforderungen nach Kredit- 
mitteln gerecht zu werden. Der Umfang der 
Anträge aus Bremen und Hamburg allein, 
ohne die Anforderungen der anderen Bundes- 
länder, übertrifft in seiner wertmäßigen Höhe 
den zur Zeit vorhandenen Kreditrahmen 
(einschl. der Aufstockung durch Landesmittel). 
Außerdem beschränkt sich der Einsatz dieser 
ERP-Mittel ausschließlich auf „ Handels“ - 
Niederlassungen, während Industrielle Nie- 
derlassungen oder Beteiligungen im Rahmen 
dieser ERP -Aktion noch nicht zum Zuge 
kommen. 

Die ERP-Mittel werden bereits in den näch- 
sten Monaten verplant werden; damit sind 
erst die vordringlichen Forderungen nach 
Kreditmitteln für Auslandsniederlassungen in 
gewissem Ausmaße gedeckt. Jeglicher weiteren 
Planung der Außenhandelsfirmen, die sich im 
Laufe eines Jahres zeigen, sind hierdurch 
Grenzen gezogen. Um so vordringlicher ist 
die Forderung, zusätzlich für den gleichen 
Zweck Mittel des Bundeshaushalts bereitzu- 
stellen, die als Ergänzung des ERP-Pro- 
gramms zur Förderung der Auslandsnieder- 
lassungen dienen. 


TIt. 613 — Zuschuß für* gesamtdeutsche Förderungsmaßnahmen -des Handwerks — 


Der Ansatz wird von 2 Mio DM auf 4 Mio 
DM erhöht. Der Bundesrat hält die Weiter- 
führung der Förderungsmaßnahmen für das 
Handwerk Im bisherigen Umfang für erfor- 
derlldi. Hierzu erscheint es ausreichend, wenn 
im ordentlichen und außerordentlichen Haus- 
halt zusammen der Vorjahresbetrag von 6 Mio 
DM bcreitgestellt wird. 


Die Bundesregierung hält an dem Haushalts- 
ansatz von 2 Mio DM fest. Nach der beträcht- 
lichen Entlastung, die die beteiligten Wirt- 
schaftskreise durch die Steuerreform erfahren, 
erscheint eine Erhöhung der Haushaltsmittel 
zur Förderung gesamtdeutscher Handwerks- 
fragen nicht vertretbar. 
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VIL Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

Kap. 10 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 67 — Abschöpfung von Preisunterschieden bei Lebensmitteleinfuhren — 

Der Ansatz Ist von 383 Mio DM auf Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 
400 Mio DM zu erhöhen. 

Die bisherige Entwicklung der Einnahmen 
des laufenden Jahres und der infolge der 
Ernteschäden voraussichtlich erforderliche 
Einfuhrbedarf rechtfertigen die Erhöhung des 
Ansatzes auf 400 Mio DM. 


Tit. 615 — Zuschüsse zur Bekämpfung der Tierseuchen — 

Der Ansatz von 8 Mio DM ist auf 10 Mio DM Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage, 
zu erhöhen. 

Die für die Tuberkulosebekämpfung elngelei- 
toten Maßnahmen können nur In dem erfor- 
derlichen Umfange fortgeführt werden, wenn 
mindestens die gleichen Mittel zur Verfügung 
stehen wie im Vorjahre. Eine Herabsetzung 
des Ansatzes würde außerdem die freiwilligen 
Tuberkulosebekämpfungsverfahren in den 
Ländern wesentlich beeinträchtigen, da sie nur 
mit Hilfe von Bundeszuschüssen durchgeführt 
werden können. 


Tit. 620 — Zuschüsse an die Einfuhr- und Vorratsstellen für Getreide und Futtermittel, 
für Fette, für Schlachtvieh, Fleisch und Fleischerzeugnisse und an 
die Einfuhrstelle für Zucker — 

Der Ansatz wird von 190 901 300 DM auf Die Bundesregierung ist mit der Herabsetzung 

190 801 300 DM herabgesetzt (Deckung für einverstanden, 

die Erhöhung bei Tit. 630 Im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten). 


Tit. 630 — Zuschüsse zur Förderung der Milchwirtschaft — 


Der Ansatz ist von 200000 DM auf 300000 DM 
zu erhöhen. 
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Da sowohl in der Forschungsanstalt Weihen- 
stephan als auch in der Forschungsanstalt 
Wangen eine Anzahl von Forschungsaufgaben 
läuft, die weit in das Jahr 1955 hineinreichen, 
ist der gleiche Ansatz wie im Jahre 1954 
gerechtfertigt. 

Deckungsvorschlag 

Die Deckung ergibt sich durch Kürzung des 

Ansatzes in Tit. 620. 


Tit. 640 — Zuschüsse zur Förderung der Forst- und Holzwirtsdiaft — 

In den Erläuterungen zu 1 sind die Leertitel Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage, 
unter Buchstaben b und c zu streiciien. Die 
Streichung dient der Klarstellung. 


Tit. 664 — Zuschüsse zur Förderung agrarsoziologischer und agrar sozialer Maßnahmen — 

In den Erläuterungen zu 1 sind die Leertitel Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage, 
unter Buchstaben b und c zu streichen. Die 
Streichung dient der Klarstellung. 


Kap. A 10 02 — Allgemeine Bewilligungen — 
Tit. 530 — Förderung der Kutterfischerei — 


Es ist ein Betrag von 1,5 Mio DM in Ansatz 
zu bringen. 

Der Bedarf an Darlehnsmitteln aus dem Bun- 
des dar lehnsfonds der Kutterfischerei ist durch 
die Übernahme der früheren englischen und 
amerikanischen zugeteilten Charterkutter 
durch die Kutterfischer außerordentlich ge- 
stiegen. Angesichts dieser besonderen Lage ist 
die Ausbringung eines neuen Ansatzes zur 
Verstärkung des Bundesdarlehns für die 
Kutterfischerei erforderlich, 
Deckungsvorschlag 
Stärkere Inanspruchnahme des Anleihe-Volu- 
mens der Bundesrepublik. 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 
Die Kutterfischerei ist grundsätzlich Länder- 
sache; nur unter dem Gesichtspunkt der 
Existenzförderung der Ostflüchtlinge hat der 
Bund bereits in den Jahren 1952 und 1953 
2,25 Mio DM zur Verfügung gestellt. Auch 
wegen der sonstigen hohen Leistungen des 
Bundes für die Fischerei erscheint eine Erhö- 
hung des veranschlagten Aufwandes nicht 
vertretbar. 
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Tat. 600 — Förderung besonderer Vorhaben auf dem Gebiete der Wasserwirtschaft und 


Landeskultur im 

Der Ansatz ist von 24 Mio DM auf 30 Mio 
DM zu erhöhen. 

Die Überschwemmungskatastrophen in den 
letzten Jahren haben Anlaß gegeben, eine be- 
schleunigte Verstärkung und Erhöhung der 
Seedeidie in Angriff zu nehmen. Diese Ar- 
beiten sind daher von besonderer Dringlich- 
keit und müssen fortgeführt werden. 
Deckungsvorschlag 
Stärkere Inanspruchnahme des Anleihe- Volu- 
mens der Bundesrepublik. 


Küstengebiet — 

Die Bundesregierung bleibt bei ihrer Vorlage. 
Die für die Länder Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen bisher ausgeworfenen Beträge 
machen allein in den letzten drei Jahren rund 
78 Mio DM aus. Insgesamt hat der Bund seit 
1949 rund 132 Mio DM für die zu fördern- 
den Maßnahmen zur Verfügung gestellt; 
diese Leistungen liegen über den Länder- 
leistungen. Der Bund finanziert neben den 
eigentlichen Küstenschutzmaßnahmen in gro- 
ßem Umfang noch andere bedeutende Maß- 
nahmen der Landeskultur. 


VIIL Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 

Kap, 11 06 — Bundesversicherungsamt — 


Der betreffende Gesetzentwurf ist vom Bun- 
destag noch nicht verabschiedet. Es bleibt 
daher bei der Stellungnahme des Bundesrates 
zum Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1954 (s. Anlage zur Bundestagsdrucksadie 
200 S. 19), wonach auf eine endgültige Stel- 
lungnahme zu Kap. 11 06 verzichtet wird, da 
es sich noch nicht übersehen läßt, in welcher 
Weise den Bedenken des Bundesrates Rech- 
nung getragen und ob der Aufgabenkreis 
ggfs, eingeschränkt werden wird. 


Die Bundesregierung nimmt von diesen Aus 
führungen Kenntnis. 


Kap. 11 08 — Bundesbehörden der Kriegsopferversorgung — 


Der Bundesrat hat in seiner Stellung- 
nahme zum Finanzanpassungsgesetz vom 
9. April 1954 zum Ausdruck gebracht, daß er 
es für richtig hält, daß die Länder die persön- 
lichen und sächlichen Verwaltungskosten der 
Kriegsopferversorgung grundsätzlich selbst 
tragen sollen. Eine Ausnahme müsse allerdings 
für diejenigen Einrichtungen gelten, die nur 
in einzelnen Ländern vorhanden sind, aber 
der Kriegsopferversorgung des ganzen Bun- 
desgebietes dienen. Diese Einrichtungen müß- 
ten nach wie vor aus Bundesmitteln unter- 


Die Bundesregierung bleibt bei ihrem Vor- 
schlag. Der Bundestag hat anläßlich der De- 
batte über die Finanzreform die Einrichtun- 
gen einer Bundesoberbehörde für Kriegs- 
opferversorgung fast einstimmig gebilligt. 
Der Vorschlag des Bundesrates widerspridit 
dem Prinzip der Konnexität zwischen Finanz- 
verantwortung und Verwaltungsverantwor- 
tung. 
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halten werden, um die Sitzländer nicht allzu 
stark zu belasten. Bei den Mitteln, die bei 
Kap. 1 1 08 veranschlagt werden, handelt es 
sich um den Verwaltungsaufwand solcher 
Dienststellen, deren Aufwand nach der Stel- 
lungnahme des Bundesrates weiterhin vom 
Bund — jedoch ohne Einrichtung einer Bun- 
desoberbehörde — getragen werden sollte. 
Die Einriditung einer Bundesoberbehörde der 
Kriegsopferversorgung ist durdi die Stellung- 
nahme des Bundesrates nicht veranlaßt; sie 
ist auch nicht erforderlich, da die Aufgaben 
wie seither mit dem gleichen Wirkungsgrad 
von den Ländern wahrgenommen werden 
können. Auch steht einer evtl, notwendigen 
Rationalisierung bei den betreffenden Dienst- 
stellen nichts im Wege, auch wenn die Auf- 
gaben weiterhin von den Ländern durchge- 
führt werden. Kap. 11 08 ist daher zu strei- 
chen. Die hier veranschlagten Mittel sind 
global beim Einzelplan 40 auszubringen (vgl. 
die entsprechende Bemerkung zum Einzel- 
plan 40). 


IX. Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Kap. 12 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 510 — Finanzierung von Anlagen und Beschaffung von rollendem Material 
der Deutschen Bundesbahn aus dem Mehraufkommen an Steuern nach Maßgabe 
des Verkehrsfinaiizgesetzes vom ... — 


Tit. 511 — Ausgaben aus dem Mehraufkommen an Steuern nach Maßgabe des 
Verkehrsfinanzgesetzes vom ... für an anderer Stelle nicht veranschlagte Vorhaben des 
Bundesstraßenbaues und für Investitionen der Deutschen Bundesbahn, soweit dieses 
Mehraufkommen den Betrag von 250 Mio DM übersteigt — 


Der Bundesrat hält es für erforderlich, aus 
dem Mehraufkommen an Steuern nach Maß- 
gabe des Verkehrsfinanzgesetzes einen ange- 
messenen Betrag zur Förderung von nicht- 
bundeseigenen Eisenbahnen bereitzustellen. 
Außer der Bundesbahn haben auch die nlcht- 
bundeseigenen Eisenbahnen gemeinwirtschaft- 
liche Aufgaben der Verkehrsbedienung zu er- 
füllen. Sie erschließen verkehrsarme Gebiete 
und spielen eine wichtige Rolle als Zubringer 
für den Verkehr der Bundesbahn. Da sie weit- 


Die nichtbundeseigenen Eisenbahnen haben 
überwiegend regionale Bedeutung. Soweit dies 
in einigen Fällen nicht zutrifft, hat der Bund 
die Verwaltung der ehemaligen preußischen 
Beteiligungen an diesen Bahnen übernommen. 
Die Sorge für die betriebliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Bahnen liegt daher nach 
der vom Grundgesetz vorgesehenen Vertei- 
lung der Finanzverantwortlichkeit bei den 
Ländern, die auch aus dem in Vorbereitung 
befindlichen Verkehrsfinanzgesetz zusätzliche 
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gehend den Berufsverkehr bedienen, ist die 
Aufrechterhaltung ihres Betriebes auch sozial- 
politisch bedeutsam. 

Die finanzielle Lage der nichtbundeseigenen 
Eisenbahnen hat sich in gleichem Maße un- 
günstig entwickelt wie die der Bundesbahn. 
Deshalib können auch diese Eisenbahnen weit- 
gehend ihren Betrieb ohne staatliche finanzielle 
Hilfe nicht fortführen. Es ist nicht vertretbar, 
den Ländern allein die notwendige Subventio- 
nierung aufzübürden, weil die Bindung dieser 
Bahnen an die Tarifpolitik des Bundes ihre 
Bewegungsfreiheit einschränkt und weil ihnen 
in vielen Fällen eine überregionale Bedeutung 
zukommt. Es wird den Ländern auch nicht 
möglich sein, aus dem ihnen zufließenden 
Mehraufkommen an Kraftfahrzeugsteuer Mit- 
tel für die nichtbundeseigenen Eisenbahnen zu 
gewähren, weil sie gehalten sein werden, die- 
ses 'Mehraufkommen für den Straßenbau zu 
verwenden. 

Aus diesen Gründen erscheint es geboten, aus 
den Titeln 510 und 511 einen angemessenen 
Teilbetrag für die Förderung nichtbundes- 
eigener Eisenbahnen abzuzweigen. 


Tit. 531 — Liquiditätshilfe für 

Die Bundesregierung sieht für die Bundes- 
bahn im ordentlichen Haushalt neben einer 
Stundung der Beförderungsteuer (280 Mio 
DM, s. Vorwort zu Einzelplan 60 S. 3) und 
Leertiteln für Mehreinnahmen von minde- 
stens 150 Mio DM (nach Maßgabe des Ver- 
kehrsfinanzgesetzes, siehe Kap. 12 02 Tit. 510 
und 511) eine „Liquiditätshilfe“ von 200 Mio 
DM vor. Dazu kommt im außerordentlichen 
Haushalt ein Darlehen von 100 Mio DM für 
Investitionen (Kap. 1202 Tit. 536). Da das 
Verkehrsfinanzgesetz im Jahre 1955 anlaufen 
wird und seine Auswirkungen abgewartet 
werden sollten, und im Hinblick auf die be- 
reits in der Steuerstundung liegende Hilfe 
hält der Bundesrat es wie im Vorjahre (1954: 
Kap. 12 02 Tit. 530) für richtig, daß der 
ohnehin nach seinem Verwendungszweck un- 
gewisse Betrag im außerordentlichen Haus- 
halt ausgebracht wird. Wegen der Liquiditäts- 
lage der Bundesbahn bittet der Bundesrat 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Einnahmen beziehen werden. Im übrigen wer- 
den die verkehrspolitischen Auswirkungen der 
Verkehrsgesetze der Bundesregierung auch 
den nichtbundeseigenen Eisenbahnen zugute 
kommen. 


die Deutsche Bundesbahn — 

Der Vorschlag des Bundesrates erscheint der 
Bundesregierung weder sachlich vertretbar 
noch haushaltsrechtlich durchführbar. Die 
Liquiditätshilfe an die Deutsche Bundesbahn 
soll nicht nur die Zahlungsfähigkeit der Deut- 
schen Bundesbahn im Rechnungsjahr 1955 
sicherstellen, sondern zugleich einen Teil des 
Defizits der Vorjahre beseitigen. Die Finanz- 
lage der Deutschen Bundesbahn Ist bekannt; 
es ist unrealistisch, mit der Rückzahlung des 
Betrages durch die Bundesbahn oder mit einer 
werbenden Verwertung der Liquiditätshilfe 
zu rechnen. Das Verkehrsfinanzgesetz wird 
hieran, auch Im Falle seiner rechtzeitigen Ver- 
abschiedung, nichts ändern. Es zielt darauf ab, 
die Bundesbahn für die weitere Zukunft wie- 
der selbsttragend zu machen. Verluste der 
Vergangenheit werden mit dem Verkehrs- 
finanzgesetz auch Im günstigsten Falle nicht 
wieder hereingeholt werden können. Wenn 
der Bundesrat es Im Schlußsatz seiner Stel- 
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die Bundesregierung, daß die erforderlichen 
Beträge im Rechnungsjahr rechtzeitig zur 
Verfügung stehen. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


lungnahme selbst für notwendig hält, daß der 
Betrag der Liquiditätshilfe rechtzeitig der 
Deutschen Bundesbahn zur Verfügung gestellt 
wird, müssen daraus auch die haushaltsmäßi- 
gen Folgerungen gezogen werden. 


Kap. 12 14 — Deutscher Wetterdienst in Frankfurt (Main) — 


Von einer Stellungnahme im jetzigen Zeit- 
punkt wird abgesehen. 

Nach dem Vorwort zu Kap. 1214 hängt die 
endgültige Gestaltung dieses Haushalts von 
dem bis jetzt noch nicht vorliegenden Ergeb- 
nis einer Organisations- und Wirtschaftlich- 
keitsprüfung durch den Bundesbeauftragten 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung ab. 
Da die von der Bundesregierung vorgeschla- 
genen Planansätze deshalb nur einen vorläu- 
figen Charakter haben, empfiehlt es sich, von 
einer Stellungnahme im jetzigen Zeitpunkt 
abzusehen. 


Die Bundesregierung nimmt von den Aus- 
führungen Kenntnis. 


Kap. A 12 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 530 — Gewährung von Darlehen für den Bau von Handelsschiffen auf deutschen Werf- 
ten und den ErweA von Handelsschiffen im Ausland nach Maßgabe gesetzlicher Bestim- 
mungen und unter sonstigen Bedingungen — 


Der Ansatz ist auf 70 Mio DM zu erhöhen. 

Der schiffahrtspolitisch dringend notwen- 
dige weitere Wiederaufbau der deutschen 
Handelsflotte wird durch das Auslaufen des 
§ 7 d Abs. 2 EStG und den Fortfall der er- 
tragsteuerfreien Schiffspfandbriefe bereits 
empfindlich erschwert werden. Daneben 
können nicht auch noch die Wiederaufbau- 
darlehen des Bundes gekürzt werden. Der 
vorjährige Haushaltsansatz von 70 Mio DM 
muß vielmehr wiederhergestellt werden. 

Dieser Ansatz ist auch schiffahrtspolitisch 
gerechtfertigt. Zu den Beträgen von 6,4 Mio 
DM und 13,6 Mio DM (Ziffer 1 und 2 der 
Erläuterungen zu diesem Haushaltsansatz) 
tritt ein Betrag von mindestens 60 Mio DM 
» für schiffahrtspolitisch förderungswürdige 
Schiffsneubauten und -ankäufe im Jahre 1955. 
Allein für schiffahrtspolitisch besonders förde- 


Nach Auffassung der Bundesregierung muß 
es bei dem Haushaltsansatz von 50 Mio DM 
bewenden. Dieser Ansatz reicht nach Auf- 
fassung der Bundesregierung aus, um den 
gegenwärtigen Tonnagebedarf der Groß- 
reedereien zu decken. Für die kleineren und 
mittleren Reedereien ist die Finanzierung 
einer großen Anzahl von Neubauvorhaben in 
Vorbereitung. Ein Bedarf an weiteren Mitteln 
für Bundesdarlehen besteht daher nach Auf- 
fassung der Bundesregierung zur Zeit nicht. 
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rungswürdige Vorhaben der überseeischen Li- 
nienfahrt werden etwa 48 Mio DM benötigt. 

Darüber hinaus liegen verschiedene ebenfalls be- 
sonders förderungswürdige Neubauvorhaben 
der europäischen Linienfahrt und der Tramp- 
fahrt (vor allem der überseeischen Tramp- 
fahrt) vor, für deren Durchführung ebenfalls 
Wiederaufbaudarlehen benötigt werden. Hier- 
für werden 12 Mio DM für angemessen ge- 
halten. 

Es ergibt sich dann folgende Berechnung: 

1. Alte Programme .... 6,4 Mio DM 

2. Zur teilweisen Finanzie- 
rung der Mehrkosten von 
Seeschiffsneubauten, die 
durch Preiserhöhungen in 
den Jahren 1952/53 ent- 


standen sind 13,6 Mio DM 

3. Für schiffahrtspolitischför- 
derungswürdige Schiffs- 
neubauten und -ankäufe 
im Jahre 1955 60,0 Mio DM 

insgesamt ... 80 Mio DM 

Hiervon werden angefor- 
dert 70 Mio DM 

Vorbehalten bleiben .... 10 Mio DM. 


TIt. 601 — Investitionszuschüsse an Flughafengesellschaften — 


Der Ansatz Ist von 1 600 000 DM auf 
1 741 000 DM zu erhöhen. 

Der vorgeschlagene Mehrbetrag von 141 000 
DM ist für ergänzende Ausbauarbeiten auf 
dem Flughafen in Nürnberg notwendig. Es 
handelt sich insbesondere um den Bau einer 
Kleinflugzeughalle, von Dienstwohnungen 
und Garagen. Der Bund Ist als Gesellschafter 
der Flughafen-AG. gehalten, einen anteil- 
mäßigen Beitrag für diese Maßnahmen zu 
leisten, nachdem die beiden anderen Gesell- 
schafter — das Land Bayern und die Stadt 
Nürnberg — ebenfalls die Gewährung von 
Ausbaubeträgen vorgesehen haben. 


Die Bundesregierung hat sich vor Gründung 
der Flughafen Nürnberg GmbH lediglich zu 
einer finanziellen Beteiligung in Höhe von 
3 Mio DM verpflichtet. Dieser Betrag wird 
bis Ende des Rechnungsjahres 1954 zur Ver- 
fügung gestellt sein. Infolgedessen bestand 
kein Anlaß, weitere Investitionsmittel für den 
Ausbau des Flughafens Nürnberg vorzusehen. 
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Kap. A 12 03 — Binnenwasserstraßenverwaltung — 

Tit. 714 — Wiederherstellung der Solltiefe des Elbe-Lübcck-Kanals (neu) — 


Der folgende neue Titjel 714 ist einzufügen: 

„Tit. 714 Wiederherstellung der Solltiefe des 
Elbe-Lübeck-Kanals, 

1. Teilbetrag . . 170 000 DM", 

Der Elbe-Lübeck“Kanal hat nicht mehr die 
erforderliche Solltiefe, die für den reibungs- 
losen Ablauf des Schiffsverkehrs unerläßlich 
Ist. Die notwendigen Wiederherstellungs- 
arbeiten erfordern einen Gesamtbetrag von 
510 000 DM; davon Ist als 1. Baurate in 
den Haushalt 1955 ein Teilbetrag von 
170 000 DM einzustellen. 


Für die Wiederherstellung des Elbe-Lübeck- 
Kanals sind bereits in den voraufgehenden 
Rechnungsjahren erhebliche Mittel zur Ver- 
fügung gestellt worden. Wegen des geringen 
Schiffsverkehrs auf diesem Kanal und ange- 
sichts der Dringlichkeit anderer Wasserbau- 
vorhaben erscheint es nicht vertretbar, für 
die Vertiefung des Elbe-Lübeck-Kanals Bun- 
desmittel zur Verfügung zu stellen. 


Tit. 726 — Ausbau der Nordstrecke des Dortmund-Ems-Kanals von Bergeshövede bis 

Emden, 5. Teilbetrag — 


Der Ansatz ist auf 17 Mio DM zu erhöhen. 

Der erhöhte Ansatz dient der Beschleunigung 
des Ausbaus dieser wichtigen Wasserstraße. 
Die. vorbehaltenen Mittel (Erläuterungen) 
vermindern sich entsprechend. 

Der Schlußsatz des Planvermerks Ist nach der 
Zweckbestimmung wie folgt zu ändern: 

„Beiträge Dritter (einschließlich zinsloser 
Darlehen) fließen den Mitteln zu." 

und der folgende Satz ist anzufügen: 

„Gemäß § 45 b RHO wird die Ermächti- 
gung erteilt, mit Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen sich gegenüber den 
Ländern Nordrhein-Westfalen und Nieder- 
sachsen zur Rückzahlung eines Kredits von 
10 Mio DM für den Ausbau der Nordstrecke 
des Dortmund-Ems-Kanals im Rechnungsjahr 
1959 aus den für den Ausbau der Nordstrecke 
des Dortmund-Ems-Kanals veranschlagten 
Haushaltsmitteln zu verpflichten." 

Der Ansatz reicht für den beschleunigten 
Ausbau dieser wichtigen Wasserstraße nicht 
aus. Es wäre deshalb an sich eine Erhöhung 
des Ansatzes um 10 Mio DM notwendig. Da 
der Bund jedoch nicht in der Lage ist, die zu- 
sätzlich dringend benötigten Mittel bereit- 
zustellen, wird eine Finanzierungshilfe in der 


Die Bundesregierung tritt dem Antrag ent- 
gegen. Eine weitere Beschleunigung des 
Wasserstraßenbaus kann nur mit finanzieller 
Hilfe der an dem Ausbau des Kanals in- 
teressierten Länder erreicht werden. 
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Weise in Aussicht gestellt, daß die beteiligten 
Länder Nordrhein-Westfalen und Nieder- 
sachsen dem Bund für diesen Zweck einen 
Kredit in Höhe von 10 Mio DM zinslos zur 
Verfügung stellen. Der Kreditbetrag soll in 
Anrechnung auf die vom Bund zu gewähren- 
den Ausbauraten im Rechnungsjahr 1959 zu- 
rückgezahlt sein. Durch die vorgeschlagene 
Ergänzung wird dieses Verfahren haushalts- 
reditlich ermöglicht. 


Tit. 760 — Beteiligung an den Bauvorhaben der Rhein-Main-Donau AG. durch 
Gewährung von Darlehen, 9. Teilbetrag — 


Der Ansatz ist auf 12 Mio DM zu erhöhen. 
Die Erhöhung des Ansatzes dient der Be- 
schleunigung der Bauvorhaben der AG. In 
den Staats Verträgen von 1921 hat sich das 
Reich verpflichtet, auf eine gleichzeitige Er- 
reichung der Bauziele Nürnberg für den 
Rhein-Main-Donau-Kanal und Plochingen für 
den Neckar-Kanal hinzuwirken. Ohne die 
Beschleunigung würde der Ausbau des Rhein- 
Main-Donau-Kanals hinter dem des Neckar- 
Kanals Zurückbleiben. 

Die vorbehaltenen Mittel (Erläuterungen) 
vermindern sich entsprechend. 


Die Bundesregierung widerspridit dem 
Wunsch des Bundesrates, da er angesichts 
der Dringlichkeit anderer Vorhaben nicht 
gerechtfertigt erscheint. Die Rhein-Main- 
Donau AG. verfügt über erhebliche eigene 
Einnahmen. Mit diesen und mit einem gegen- 
über dem Vorjahr um 1 Mio DM erhöhten 
Bundesbeitrag von 10 Mio DM erreicht sie 
ein ausreichendes Bauvolumen. 


Kap. A 12 10 — Bundesfernstraßen — 


Tit. 531 — Darlehen an Gemeinden von nachr als 9 000 Einwohnern zum Um- und 
Ausbau von Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundesstraßen — 

Tit. 601 — Zuschüsse an Gemeinden von mehr als 9 000 Einwohnern zum Um- und 
Ausbau von Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundesstraßen — 


Der Ansatz in Tit. 531 Ist zu streichen und 
in Tit. 601 einzustellen. 

Es ist erforderlich, daß der Bund sich am Aus- 
bau der Bundesstraße 6 im Zuge der Orts- 
durchfahrt Bremerhaven nicht mit einem Dar- 
lehen, sondern — ebenso wie in den in Kap. 
A 12 10 Tit. 601 vorgesehenen Fällen — mit 
einem Zuschuß beteiligt. Eine Sonderbehand- 
lung Bremerhavens erscheint nicht gerecht- 
fertigt, zumal Bremerhaven zu den von den 
Kriegsfolgen am stärksten betroffenen Ge- 
meinden gehört. Bremerhaven ist Im Kriege 


Die Bundesregierung hält an der Zweck- 
bestimmung der verschiedenen Ansätze fest. 
Grundsätzlich ist beabsichtigt, Finanzhilfen 
des Bundes für Ortsdurchfahrten künftig als 
Darlehen auszubringen. Wird diese Absicht 
verwirklicht, wird zum Nachteil irgendeiner 
Gemeinde die Änderung der Praxis zuerst 
sichtbar. 
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zu 50 V. H. zerstört worden. Die Arbeitslo- 
sigkeit in der Stadt übersteigt bei weitem 
den Bundesdurchschnitt. Die Stadtgemeinde, 
die stark verschuldet und außerdem durch 
den notwendigen Ausbau anderer Hauptstra- 
ßen in Anspruch genommen ist, kann den 
Ausbau der Ortsdurchfahrt ohne weitgehende 
fremde Hilfe nicht durchführen. 


X. Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

Kap. A 25 01 — Bundesministerium für Wohnungsbau — 

Tit. 532 — Darlehen an die Länder zur Finanzierung des Wohnungsbaus zu Gunsten 
von Flüchtlingen aus der sowjetisch besetzten Zone und dem sowjetisch 

besetzten Sektor Berlin — 


Die Erläuterungen zum Tit. 532 sind wie 
folgt zu fassen: 

Der Bund hat sich bereit erklärt, zur Ver- 
meidung der Errichtung von Behelfsbauten 
Mittel für den Bau von Wohnungen zu Gun- 
sten von Sowjetzonenflüchtlingen zur Ver- 
fügung zu stellen. Die Bundesmittel werden 
in Höhe von 1 500 DM für solche Sowjet- 
zonenflüchtlinge gegeben, die Aufnahme im 
Notauf nahmeverfahren gefunden 'haben oder 
finden. Der Betrag von 150 Mio DM ist 
für diejenigen Sowjetzonenflüchtlinge vor- 
gesehen, die vom 1. April 1954 an aufgenom- 
men worden sind oder noch aufgenommen 
werden. 

Die Festsetzung eines bestimmten Betrages, 
und zwar in Höhe von 1 500 DM für jede 
aufgenommene Person, ist erforderlich, um 
klarzustellen, daß der Wohnungsbau für So- 
wjetzonenflüchtlinge in der gleichen Weise 
wie bisher gefördert wird. 

Die Streichungen der Worte: „in erster Li- 
nie" und „auf Grund eines Rechtsanspruchs" 
ist geboten, weil die unterschiedliche Be- 
handlung der im Notaufnahmeverfahren auf- 
genommenen Zu Wanderer erhebliche Verwal- 
tungsschwierigkeiten bereiten und zu ver- 
meidbaren Spannungen innerhalb des begün- 
stigten Personenkreises führen würde. 

Der Bundesrat ist im übrigen der Auffassung, 
daß durch seine Zustimmung zu diesem Titel 


Die Bundesregierung hält an ihrem Vorschlag 
fest, um die Verwendung der ausgeworfenen 
Mittel von vornherein unter klare Richt- 
linien zu stellen. Der Aufnahme des Richt- 
satzes von 1 500 DM bedarf es nicht, da er 
unstreitig ist und durch eine Anordnung der 
Verwaltung geregelt werden kann. 

Von dem Wunsch des Bundesrates, die Frage 
der Zuweisung von Mitteln für die in der 
Zeit bis zum 31. März 1954 auf genommenen 
Sowjetzonenflüchtlinge unberührt zu lassen, 
nimmt die Bundesregierung unter Hinweis 
auf die bisherigen Verhandlungen Kenntnis. 
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des Einzelplans 25 die Ansprüche der Länder 
auf Zuweisung von Sondermitteln zur Ab- 
deckung des Wohnungsbedarfs für die in der 
Zeit bis zum 31. März 1954 aufgenommenen 
Sowjetzonenflüchtlinge nicht berührt werden. 


XL Einzelplan 32 — Bundessdiuld — 

Kap. 32 05 — Verzinsung — 1. Einnahmen — 

Tit. 15 (neu) — Zinserträge aus den vorübergehend angelegten Kassenmitteln des Bundes — 


Nach den bisherigen Beobachtungen und bei 
der zu erwartenden weiteren Entwicklung 
der Kassenlage des Bundes ist auch bei 
Berücksichtigung der zu erwartenden Anfor- 
derungen, insbesondere im Bereich der Be- 
satzungslastenverwaltung, damit zu rechnen, 
daß die Bundeskasse im Rechnungsjahr 1955 
einen Bestand haben wird, der sidi zwischen 
2,5 Mrd DM und 1 Mrd DM bewegt. Bei 
einem Zinssatz von 3 v. H. ist danach aus der 
zinsbaren Anlegung des Kassenbestandes im 
Rechnungsjahr 1955 ein Ertrag von 50 Mio 
DM zu erwarten. 

Der Bundesrat schlägt vor, diesen Betrag als 
neuen Einnahmetitel bei Kap. 32 05 auszu- 
bringen. 


Die Bundesregierung widerspricht dem An- 
trag des Bundesrates und hält an dem von ihr 
vorgeschlagenen Titel (ohne Ansatz) fest. Für 
die Schaffung eines besonderen Einnahme- 
titels besteht nach ihrer Auffassung keine 
sachliche Möglichkeit. 

Für die Verzinsung der schwebenden Schuld 
des Bundes sind im Haushaltsentwurf Mittel 
nicht vorgesehen^ obwohl die Verzinsung der 
gegenwärtig umlaufenden Wechsel und un- 
verzinsliche Schatzanweisungen höhere Zins- 
ausgaben erfordern. Es wird erwartet, daß 
diese Ausgaben aus den Zinseinnahmen ge- 
deckt werden, die sich aus der zinsbringenden 
Anlage der Kassenguthaben der Bundeshaupt- 
kasse ergeben. Mit höheren Zinseinnahmen, 
als sie zur Deckung der Zinsausgaben nötig 
sind, kann nicht gerechnet werden. Nach den 
Pariser Verträgen sind die Alliierten ver- 
pflichtet, sich um einen beschleunigten Abbau 
der Besatzungskostenrückstände zu bemühen. 
Es kommt hinzu, daß sich die Inanspruch- 
nahme der Kasse zufolge der Wiederaufrüstung 
wesentlich anders als in den Vorjahren 
vollziehen wird. Auch die Steuerermäißigun- 
gen werden sich in der Kasse fühlbar auswir- 
ken. Da die zum Ausgleich des außerordent- 
lichen Haushalts geplante Bundesanleihe erst 
im fortgeschrittenen Stadium des neuen Rech- 
nungsjahres aufgelegt wird, muß der außer- 
ordentliche Haushalt aus den vorhandenen 
flüssigen Mitteln gedeckt werden. Von beson- 
derer Bedeutung ist ferner, daß es fraglich 
erscheint, ob im kommenden Rechnungsjahr 
noch die bisherige Verzinsung des Kassen- 
bestandes des Bundes erzielt werden kann. 
Dieser letztgenannte Umstand hängt damit 
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zusammen, daß die Anlage von Kassenbestän- 
den In verzinslichen Ausgleichsforderungen 
künftig nicht mehr in vollem Umfang ge- 
sichert erscheint. 


Tit. 683 — Bedienung der verbrieften Reidisschuldentitel — 50 000 000 DM 


Der Bundesrat schlagt vor, den Betrag von 
50 Mio DM um 50 v. H. auf 25 Mio DM 
zu senken. Auf die Begründung zu Kap. 
08 04 Tit. 352 wird Bezug genommen. 


Die Bundesregierung hält aus den oben dar- 
gelegten Gründen (zu Kap. 08 04 Tit. 352) 
an dem Haushaltsansatz fest. Gerade der 
Haushaltsansatz zur Bedienung der ver- 
brieften Reichsschuldentitel wird mit Sicher- 
heit in mindestens der vollen Höhe be- 
nötigt. Auf die besondere Lage, die gegen- 
über den ausländischen Gläubigern besteht, 
darf hingewiesen werden. 


Kap. 32 09 — Schulden des Bundes, die nicht der Verwaltung der Bundesschuldenverwal- 
tung unterliegen — 

Tit. 685 — Erstattung der Zinsen für die Ausgleichsforderungen der verlagerten Deut- 
schen Pfandbriefanstalt an die Länder — 947 300 DM — 


Nach § 2 des vom Bundestag am 5. Novem- 
ber 1954 verabschiedeten Gesetzes zur Über- 
leitung der Beteiligung des ehemaligen Lan- 
des Preußen am Grundkapital der Deutschen 
Pfandbriefanstalt auf den Bund erstattet der 
Bund den Ländern die von ihnen für die 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zu 
leistenden ' Aufwendungen (Zinsen und et- 
waige Tilgungsraten) für die Ausgleichsfor- 
derungen der Deutschen Pfandbriefanstalt. 
Der Bundesrat schlägt ideshalb vor, den Wort- 
laut der Zweckbestimmung bei dem obenge- 
nannten Titel wie folgt zu ändern: 

„Erstattung der Aufwendungen für die Aus- 
gleichsforderungen der verlagerten Deut- 
schen Pfandbriefanstalten an die Länder.“ 


Die Bundesregierung stimmt dem Vorschla: 
zu. 
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XIL Einzelplan 33 — Versorgung — 

Kap. 33 07 — Versorgung von verdrängten Angehörigen des öffentlichen Dienstes und 
von Angehörigen aufgelöster Dienststellen sowie ihrer Hinterbliebenen — 

zu Tit. 69 — Vermischte Einnahmen — 

Neue Ziffer 3: „Beteiligung anderer Dienst- Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag 
herren an den Versorgungslasten 1 000 DM“. zu. 

Der Betrag der bisherigen Ziffer 2 wird um 
1 000 DM gekürzt. Bisherige Ziffer 3 wird 
Ziffer 4. 


Tit. 150 — Ruhegehälter -- 355 000 000 DM 
Tit. 152 — Witwen- und Waiserigelder — 245 000 000 DM 
Tit. 153 — Übergangsgehälter — 75 000 000 DM 

Auf Grund der voraussichtlichen Istentwick- Die Herabsetzung des Haushaltsansatzes ist 

lung 1954 ist eine Kürzung um insgesamt nach Auffassung der Bundesregierung nicht 

50 Mio DM vertretbar. vertretbar. Es darf zugegeben werden, daß 

wegen der Besoldungsänderungsgesetze und 
der Novelle zum Gesetz zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes eine voll einwandfreie 
Schätzung der zu erwartenden Aufwendun- 
gen schwierig ist; die Landesbehörden waren 
bisher nicht in der Lage, die erforderlichen 
Umrechnungen vollständig durchzuführen. 
Der Haushaltsansatz wurde bei dieser Sachlage 
auf Grund des vorliegenden Teilmaterials be- 
rechnet. Er muß nach Auffassung der Bun- 
desregierung auch den Nachholbedarf berück- 
sichtigen, der sich bei einer vollständigen 
Durchführung der Umrechnung ergibt. Nach 
den bisher eingezogenen Erkundigungen ist 
nicht damit zu rechnen, daß diese Umrech- 
nungen bis zum Schluß des Rechnungsjahres 
1954 beendet werden können und daß der 
Nachholbedarf mit den für 1954 ausgebrach- 
ten Mitteln abgedeckt ist. 


Kap. 33 08 — Versorgung der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht und der berufs- 
mäßigen Angehörigen des früheren Reichsarbeitsdienstes sowie ihrer Hinterbliebenen — 

zu Tit. 69 — Vermischte Einnahmen — 

Neue Ziffer 3: „Beteiligung anderer Dienst- Die Bundesregierung Ist mit dem Vorschlag 
herren an den Versorgungslasten 1 000 DM“. einverstanden. 

Der Betrag der bisherigen Ziffer 2 wird um 
1 000 DM gekürzt. Bisherige Ziffer 3 wird 
Ziffer 4. 


31 



Stellungnahme des Bundesrates 


Stellungnahme der Bundesregierung 


XIIL Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

Auf den Zusammenhang dieses Planes mit Der Hinweis ist richtig, 
dem Entwurf des Finanzanpassungsgesetzes 
und die Abhängigkeit wesentlicher Einzelan- 
sätze von der weiteren Behandlung dieses 
Entwurfes Ist bereits in den Allgemeinen Be- 
merkungen hingewiesen worden. 


Kap. 40 03 — Kriegsfolgenhilfe — 

Tit. 950 — Einmalige Leistung des Bundes zur Abgeltung von Mietbeihilfen — 

Entsprechend der Stellungnahme des Bundes- Die Bundesregierung nimmt von dem 
rates zum Entwurf des Ersten Bundesmieten- Wunsch des Bundesrates Kenntnis, 
gesetzes (BR.-Drucks. Nr. 290/54) ist in der 
Zweckbestimmung das Wort „Einmalige" zu 
streichen. 


Kap. 40 09 — Kriegsopferversorgung — 

Tit. 308 (neu) — Erstattung an die Länder — 4 740 000 DM 


Die Einführung dieses Ausgabenansatzes ergibt 
sich aus der Stellungnahme zum Einzelplan 
11 Kap. 08. Die Kriegsopferversorgungsver- 
waltung verbleibt den Ländern bei Erstattung 
des Zuschußbedarfes durch den Bund wie bis- 
her. 


Die Bundesregierung widerspricht dem An- 
trag. Sie bezieht sich zur Begründung auf 
ihre Ausführungen oben zu Kap. 11 08 — 
Bundesbehörden der Kriegsopferversorgung. 


Kap. 4010 — Kriegsgefangenenentschädigung — 

Es ist erforderlich, Mittel in angemessener Die Bundesregierung nimmt von diesen Aus- 

Höhe für die Durchführung des Abschnittes II führungen Kenntnis. Sie bleibt bei ihrer Vor- 

des KriegS'gef angenenentsdiädigungsgesetzes läge. 

(Darlehen und Beihilfen) einzusetzen. 

Es ist nicht verständlich, im Gesetz derartige 
Darlehen und Beihilfen in Aussicht zu stellen, 
ohne daß im Haushalt die notwendigen Mittel 
eingesetzt werden. 
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XIV. Einzelplan 45 — Finanzielle Hilfe für Berlin — 

Kap. 45 02 — Allgemeine Bewilligungen — 

Tit. 600 — Zuschuß zum Landeshaushalt — 

Zur Erhöhung des Haushaltsansatzes auf Die Bundesregierung nimmt Kenntnis. 

800 Mio DM behält sich der Bundesrat seine 

Stellungnahme vor, bis er den angekündigten 

Entwurf eines „Gesetzes über steuerliche 

Maßnahmen im Land Berlin" hat beraten 

können. 


XV. Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Kap. 60 01 — Steuern und Abgaben — 

Tit. St 9 — Anteil des Bundes an der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer — 


Entsprechend der Stellungnahme, wie sie un- 
ter I im einzelnen dargelegt worden Ist, ist 
der Anteil des Bundes an der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer Im Rech- 
nungsjahr 1955 nicht mit 40 v. H., sondern 
nur mit 36 v. H. In Ansatz zu bringen. Das 
Gesamtaufkommen an Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer Im Bundesgebiet ein- 
schließlich des Landes Berlin wird auf 10,7 
Mrd DM geschätzt. 36 v. H. dieser Summe 
ergibt einen Ansatz von 3 852 Mio DM. 


Die Bundesregierung hält an ihrer Forderung 
eines Bundesanteils von 40 v. H. des Gesamt- 
aufkommens an der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer fest. Sie bezieht sich zur 
Begründung auf ihre Stellungnahme zu den 
Ziff. 4 und 5 der Allgemeinen Bemerkungen 
dieser Stellungnahme. Ein Bundesanteil von 
36 V. H. Ist nicht annehmbar. ^ 

Im Gegensatz zum Bundesrat bemißt die 
Bundesregierung das Gesamtaufkommen an 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer im 
Bundesgebiet für das Rechnungsjahr 1955 an- 
gesichts der Beschlüsse zur Steuerreform auf 
10,2 Mrd DM. Die danach erforderliche Sen- 
kung des Ansatzes im Wege einer Ergän- 
zungsvorlage bleibt Im Zusammenhang mit 
anderen Änderungen des Entwurfs des Bun- 
deshaushalts 1955 Vorbehalten. 


Tit. St 10 — Zölle — 

Ausgehend von dem Istaufkommen Im ersten 
Rechnungshalbjahr 1954 und unter Berüch- 
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sichtigung der Steigerung des Aufkommens 
im zweiten Rechnungshalbjahr gegenüber 
dem ersten Rechnungshalbjahr der früheren 
Rechnungsjahre und schließlidi in Erwartung 
einer gesteigerten Einfuhr im Zuge der anhal- 
tenden Konjunkturbelebung wird das Auf- 
kommen für das Rechnungsjahr 1955 auf 
1650 Mio DM geschätzt. Diese Schätzung ist 
um so mehr berechtigt, als die günstige Beur- 
teilung des Zollaufkommens im Rechnungs- 
jahr 1954, die der Bundesrat im Dezember 
1953 vorausgesagt hat, durch das bisherige 
Istaufkommen mehr als gerechtfertigt ist. 
Auch das voraussichtliche Aufkommen bei 
den übrigen Verbrauchsteuern bietet nadi 
Meinung des Bundesrates keinen Anlaß zu 
der Notwendigkeit, das Zollaufkommen 
übervorsichtig zu veranschlagen. 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung weist zunächst ganz 
grundsätzlich darauf hin, daß ihre Einnahme- 
schätzungen eine Einheit bilden und sich in 
den Vorjahren immer bestätigt haben. Wird 
ein Einzelansatz erhöht, müßte die Bundes- 
regierung diese Erhöhung durch eine Senkung 
an anderer Stelle ausgleidien. Eine Erhöhung 
des Ansatzes für Zölle ist aber auch aus spe- 
ziellen Gründen nicht zulässig. 

Das befriedigende Zollaufkommen im ersten 
Wirtschaftshalbjahr 1954 beruht darauf, daß 
der Übergang zum Wertzoll nicht die erwar- 
teten Ausfälle gebracht hat und die gebrach- 
ten individuellen Zollsenkungen nur zum 
geringsten Teil bisher durch'geführt werden 
konnten. Das bisherige Halbjahresaufkom- 
men läßt keinen Schluß auf das Jahresauf- 
kommen zu, weil die Zolleingänge saisonal 
bedingt sind. Für 1955 muß mit einer Aus- 
wirkung der individuellen Zollsenkungen 
gerechnet werden. 

Was die Gesamtschätzung der Verbrauch- 
steuern angeht, erscheint beispielsweise das 
Tabaksteueraufkommen nach den letzten Be- 
rechnungen zu hoch angesetzt. Ebenso ist das 
Zuckersteueraufkommen zu hoch geschätzt. 
Alle diese Umstände verbieten eine Änderung 
des Ansatzes. 


Kap, 60 04 — Sonderleistungen des Bundes — 

Tit. 315 — Leistungen nach dem Kriegsfolgenschlußgesetz für aus Krieg und Besatzungs- 
zeit entstandene Schäden, Insbesondere Reparations- und Restitutionsschäden — 

Der Ansatz ist auf die Hälfte zu ermäßigen. 

Wegen der Begründung wird auf die Stel- 
lungnahmen zum Einzelplan 08 Kap. 08 04 
Tit. 352 verwiesen. 


Die Bundesregierung tritt dem Antrag des 
Bundesrates entgegen. Sie bezieht sich auf 
ihre Stellungnahme zu Kap. 08 04 Tit. 352. 
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